




Soziales Experiment
PARTIZIPATION Beim italienischen Brillenhersteller Luxottica erproben Gewerkschaften 
und Management ein neues Kooperationsmodell – mit mehr Beteiligungsrechten für  
Arbeitnehmer. Ein Vorbild für einen Neuanfang im Land?

Von MICHAELA NAMUTH, Journalistin in Rom
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A
m Eingang der Brillenfabrik steht die kleine Villa von „el patron“, 
wie die älteren Arbeiter ihren Chef noch heute nennen. Leonardo 
Del Vecchio, der betagte Gründer des Luxottica-Konzerns, über­
nachtet immer noch ab und zu hier in seinem Headquarter in den 

Dolomiten. Für den Ort Agordo bei Belluno ist die Brillenfabrik der Mittel­
punkt des Lebens, eine Art Insel der Seligen. Auf Basis einer Vereinbarung mit 
den Gewerkschaften erhalten alle 3300 Beschäftigten Studiengeld für ihre 
Kinder und eine zusätzliche medizinische Versorgung. Das heitert das Arbeits­
klima auf und beflügelt die Produktivität der Beschäftigten, die täglich Tau­
sende von Brillengestellen montieren und Glaslinsen schleifen. Die Arbeits­
plätze sind sicher. Keine der Luxottica-Fabriken wurde je geschlossen. 

Im Rest des Landes sieht es weniger heiter aus. Italien gehört zu den Bank­
rottkandidaten der Eurozone. Die Industrie wird von Strukturproblemen ge­
beutelt, die – auch dank der Misswirtschaft der Berlusconi-Regierung – schon 
vielen Firmen den Todesstoß verpasst haben. 90 Prozent der italienischen 
Unternehmen beschäftigen weniger als 15 Personen und haben ohne Kapital 
für Investitionen in Export und Produktentwicklung kaum Chancen, auf dem 
globalisierten Markt zu bestehen. Von den großen Konzernen sind gerade mal 
Pirelli, Benetton und noch ein paar wenige übrig geblieben. In den halb leeren 
Montagehallen des Turiner Autokonzerns Fiat herrscht Untergangsstimmung. 
Das Management erpresst höhere Produktivität – das heißt weniger Pausen 
und mehr Sonderschichten – mit der Androhung der Fabrikschließung. Der 
Konzern will nicht mehr mit den Gewerkschaften verhandeln und ist aus dem 

Arbeitgeberverband ausgetreten. Die Strategie des fron­
talen Konflikts kennzeichnet seit jeher die Position der 
Besitzerfamilie Agnelli und ihrer Manager. Jetzt geht es 
Fiat schlecht. In der eigenen Branche gilt der italienische 
Autobauer als auslaufendes Modell.

VERSTETIGUNG DER KONSULTATIONEN_ Luxottica hin­
gegen geht es gut. Der Konzern ist mit über 60 000 Be­
schäftigten in Produktion und Vertrieb und einem Rekord­
umsatz von 5,8 Milliarden Euro im letzten Jahr inzwischen 
der weltweit größte Hersteller von Seh- und Sonnenbrillen. 
Er könnte auch ein Modell für die Erneuerung der Indus­
triebeziehungen in Italien werden. Das zumindest hofft 
Valeria Fedeli, Präsidentin des europäischen Textilgewerk­
schaftsbundes ETUF:TCL und Vize-Generalsekretärin  
der italienischen FILCTEM – der größten Branchen­
gewerkschaft der CGIL, in der sich Chemie, Textil und 
Energie zusammengeschlossen haben. Sie erklärt: „Luxot­
tica setzt auf den Dialog. Und diesen Dialog brauchen wir, 
wenn wir neue Beteiligungsformen durchsetzen wollen.“ 
In der traditionell linksgerichteten CGIL, der größten ita­
lienischen Richtungsgewerkschaft, setzt sich diese Haltung 
der Kooperation auf Unternehmensebene immer stär­

Brillenfertigung; Luxottica-zentrale bei Belluno: Insel der Seligen mit anspruchsvoller Qualitätsproduktion
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ker durch. Ihre neue Generalsekretärin, Susanna Camusso, gilt als Pragmati­
kerin. Bei ihrem Antritt vor einem Jahr sagte sie: „In unserer Gewerkschaft 
herrscht eine Idee der kollektiven Verantwortung.“ Bei ihr wird heute über 
Beteiligungsmodelle auf Unternehmensebene diskutiert – ein Thema, das bis 
vor wenigen Jahren so gut wie tabu war. 

Deshalb ist die Kooperation zwischen dem Luxottica-Konzern und den 
Gewerkschaften ein wichtiges Experiment. Es begann 2009. Damals unter­
zeichneten die beiden Gewerkschaften CISL und UIL ein Abkommen mit der 
Berlusconi-Regierung, das Handwerkskammern und anderen Institutionen, in 
denen Arbeitgeber und Arbeitnehmer vertreten sind, Vertragskompetenzen zu­
gesteht, die einen Teil der nationalen Tarifverhandlungen ersetzen sollen. Die 
CGIL weigerte sich zu unterzeichnen. Kurz darauf begannen die Gespräche bei 
Luxottica über ein Sozialpaket für die Beschäftigten. Bei dem Brillenhersteller 
blieb die CGIL am Verhandlungstisch sitzen. „Das Management schlug Maß­
nahmen vor, die die Tarifautonomie nicht infrage stellen, sondern ein zusätzliches 
Standbein zu Tarif- und Unternehmensverträgen sind“, erklärt Fedeli. Die Ver­
einbarungen für die 8000 Beschäftigten in Italien sehen Kinderkrippen im Be­
trieb, Einkaufsgutscheine für Lebensmittel, Schulbücher und Studiengeld für 
die Kinder und die Erstattung von Facharzt- und Zahnarztbesuchen vor, die die 
Italiener in der Regel aus eigener Tasche bezahlen müssen. 

Alle Maßnahmen wurden zwischen Management, Belegschaftsvertretern 
und den drei Gewerkschaften CGIL, CISL und UIL vereinbart. Von einem 
echten Beteiligungsmodell sind sie allerdings weit entfernt. Auch der paterna­
listische Charakter der Maßnahmen und die Gefahr, dass die Unternehmen – 
wie in den USA – den Sozialstaat ersetzen, ist eine Kritik, die Valeria Fedeli 

aus den eigenen Reihen zu hören bekommt. Davon lässt sie sich aber nicht 
aufhalten. „Wir sind auf dem richtigen Weg. Unser nächstes Ziel ist eine Ins­
titution, in der sich Unternehmens- und Arbeitnehmervertreter regelmäßig 
treffen“, erklärt sie. Diese Institution müsse nicht Aufsichtsrat heißen, es kön­
ne einfach ein bilateraler Ausschuss sein. „Wichtig ist, jetzt nicht stehen zu 
bleiben“, findet Fedeli.

ANSPRUCHSVOLLE QUALITÄTSPRODUKTION_ Eine neue Vereinbarung bei 
Luxottica, die erst vor ein paar Wochen abgeschlossen wurde, bestätigt sie in 
ihrer Meinung. Das neue Abkommen stellt eindeutig eine qualitative Verbes­
serung dar und stärkt die Rolle der betrieblichen Vertretungen, der „Rappre­
sentanza sindacale unitaria“, kurz RSU, da diese für die Umsetzung der Ver­
einbarungen zuständig sind. Der zentrale Punkt ist die Einführung von neuen 
und weniger prekären Formen der Flexibilität. Die Beschäftigten, zu 60 Pro­
zent Frauen, können ihren Arbeitsplatz künftig mit Familienmitgliedern oder 
arbeitslosen Ehemänner teilen. Auch die zeitlich begrenzten Saisonverträge 
werden abgeschafft. Wer keinen Vollzeitjob hat, kann dennoch einen unbe­
fristeten Vertrag über eine begrenzte Stundenzahl abschließen, die über ein 
Zeitkonto organisiert werden. „Dadurch entfällt das Risiko und der Stress, 
den Vertrag immer wieder erneuern zu müssen“, erklärt Piergiorgio Angeli, 

UNTERNEHMENSPROFIL

Der Brillen-Multi
Der Luxottica-Konzern wurde 1961 von Leonardo 
Del Vecchio in Agordo-Belluno als kleines Zuliefer-
unternehmen gegründet. Die Gegend am Fuß der 
Dolomiten war schon damals ein Zentrum der Glas-
linsenfabrikation. Heute ist der Konzern mit über 
60 000 Beschäftigten in Produktion und Vertrieb 
und einem Umsatz von 5,8 Milliarden Euro Welt-
marktführer in der Herstellung von Seh- und Son-
nenbrillen. Zu den eigenen Marken gehören Ray 
Ban, Persol und Vogue. Lizenzmarken sind unter 
anderem Prada, Chanel, Dolce & Gabbana, Donna 
Karan und Tiffany. In den sechs italienischen Nie-
derlassungen fertigen 8000 Beschäftigte die hoch-
preisigen Modelle, der Rest der Produktion verteilt 
sich auf nordamerikanische und chinesische Stand-
orte. Das Vertriebsnetz umfasst über 6000 Ge-
schäfte, die über den Globus verteilt sind. Das erste 
Verkaufsnetz wurde in den 80er Jahren in Deutsch-
land aufgebaut. Der Konzern, bei dem Del Vecchio 
Mehrheitseigner ist und die Deutsche Bank einen 
Minderheitsanteil hält, wird von einem Manager-
team geleitet. Der gesamte Vertrieb und 90 Prozent 
der Produktionsschritte sind unter dem eigenen 
Dach geblieben – und damit auch das Know-how 
der Beschäftigten.� ■

Luxottica ist eines der wenigen Unternehmen, 
das eine Verbindung zwischen der Qualität des 
Produkts und den Arbeitsbedingungen herstellt. 
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verantwortlicher Manager für die Industriebeziehungen bei Luxottica. Er ist 
der Ansprechpartner für die Belegschaften und ihre Vertretungen. 

„Der Konzern setzt auf inneren Zusammenhalt“, sagt er. Das ist zum einen 
die Philosophie des Firmengründers Del Vecchio, der den Beschäftigten seines 
Familienkonzerns immer gern das Wir-sind-alle-eine-große-Familie-Gefühl 
vermittelt. Zum anderen produziert Luxottica teure Marken wie Ray Ban, 
Chanel und Versace, und das bedeutet für die Beschäftigten, dass sie Spitzen­
qualität abliefern und immer flexiblere Arbeitszeiten akzeptieren müssen. Die 
Automatisierung bei der Herstellung einer Qualitätsbrille beträgt höchstens 
15 Prozent, und die Arbeiterinnen und Arbeiter müssen sich auf eine Vielzahl 
von komplexen Modellen einstellen. Das funktioniert bislang nur in Italien. 
Luxottica produziert hier 65 Prozent des Umsatzes, verkauft aber 65 Prozent 
in den USA. Das soll künftig auch so bleiben. Angeli fliegt jetzt zwar öfter 
auch nach China, wo Luxottica zwei Fabriken eröffnet hat. Die fertigen aber 
nur für den lokalen Markt. „Das ist eine Realität, die wir alle erst noch ver­
stehen müssen“, sagt er.

Deutsche MITBESTIMMUNG als VORBILD_ Luxottica ist eines der wenigen 
Unternehmen in Italien, das eine Verbindung zwischen der Qualität des Pro­
dukts und der Qualität der Produktion, sprich Arbeitsbedingungen, herstellt. 
Bis jetzt hat davon sowohl das Unternehmen als auch die Belegschaft profitiert. 
Es handelt sich um eine Art Gegenmodell zum Fiat-Konzern, wo konfliktorische 
Industriebeziehungen und dauernde Produktmängel zum Problem geworden 
sind. Der Industriesoziologe Luciano Gallo gibt zwar zu bedenken, dass der 
Druck, die Produktivität zu steigern und die Kosten zu senken, in der Autoin­

dustrie besonders hoch ist. Er betont aber auch, dass man 
in Europa inzwischen begriffen habe, „dass die Beteiligung 
der Arbeitnehmer die Qualität des Produkts steigert. Das 
Ergebnis in verschiedenen deutschen Konzernen ist ein­
deutig: Sie haben es verstanden, die Effizienz zu steigern, 
indem sie die Gewerkschaften stärker involvieren.“

Auch Valeria Fedeli orientiert sich am deutschen Modell 
der Mitbestimmung. „Die italienischen Unternehmen sind 
allerdings noch weit davon entfernt, über eine Institutio­
nalisierung von Arbeitnehmerbeteiligung zu diskutieren. 
Man kann mit ihnen Verträge abschließen, aber wenn man 
von einem Aufsichtsrat spricht, blocken sie sofort ab“, 
erklärt sie. Das Problem ist ihrer Erfahrung nach, dass 
sowohl auf Arbeitgeber- als auch auf Gewerkschaftsseite 
viele nicht wissen, wie das deutsche Modell funktioniert 
und welche Kompetenzen ein Aufsichtsrat hat. Auch kann 
eine Gewerkschaft wie die CGIL, die heute stärker denn 
je als politische Kraft in der Gesellschaft verankert ist, nicht 
einfach eine Geschichte hinter sich lassen, in der es immer 
mehr um Tarifkampf als um Beteiligung ging. Deshalb ist 
das Experiment Luxottica für Fedeli ein erster Schritt in 
die richtige Richtung. Ihr Fazit: „Wenn wir ein europäi­
sches Beteiligungsmodell durchsetzen wollen, brauchen 
wir nicht nur eine Harmonisierung der verschiedenen Kul­
turen, sondern auch konkrete Erfahrungen.“� ■

Gewerkschafterin fedeli: „Ein europäisches Beteiligungsmodell durchsetzen“
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sozialabbau GEWERKSCHAFTEN In Großbritannien und in Ungarn formiert 
sich eine breite Widerstandsbewegung.

„Die Barrieren des Arbeits­
rechts reißen wir jetzt ab“

ARBEITNEHMERRECHTE Die Regierungen in Großbritannien 
und in Ungarn planen einen radikalen Abbau von Arbeitnehmer­

rechten und verfolgen eine rigide Sparpolitik, die insbesondere  
die sozial Schwachen trifft. Erodiert das europäische  

Sozialmodell an den Rändern? 
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sozialabbau GEWERKSCHAFTEN In Großbritannien und in Ungarn formiert 
sich eine breite Widerstandsbewegung.

Camerons  
radikale Agenda
GROSSBRITANNIEN Die konservative Regierung verfolgt  
einen kühnen Plan: Der Abbau von Arbeitnehmerrechten 
und Sozialstaat soll neue Jobs schaffen. Doch die Wirtschaft 
rutscht weiter in die Krise. Jetzt steigen die sozialen Span­
nungen.

Ingmar Höhmann, Journalist, zurzeit in London

I
an Chamberlain arbeitete im nordenglischen More­
cambe als Sozialarbeiter – bis David Cameron Mit­
te 2010 in Großbritannien die Macht übernahm. 
Der konservative Premier setzte als Erstes massive 

Kürzungen im Sozialhaushalt durch. Chamberlains Ar­
beitgeber musste sparen, der Vertrag wurde nicht verlän­
gert. Der Endzwanziger zog nach London. Doch weil 
Sozialarbeiter auch in der Hauptstadt derzeit kaum Stellen 
finden, schlägt er sich nun mit Gelegenheitsjobs durch.

Nicht besser erging es Martin Hoban. Nach 37 Jahren 
setzte ihn sein Arbeitgeber in Birmingham vor die Tür. 
„Die Firma gab Restrukturierung als Grund an. Aber ein 
Personaler sagte, das sei nur ein Vorwand, um Leute los­
zuwerden.“ Hoban beschwerte sich. Seine Arbeitszeug­
nisse seien immer exzellent gewesen. Doch auf Kompro­
missbereitschaft hoffte er vergebens: „Ich bekam zu hören, 
dass die Firma einfach etwas Belastendes erfinden würde, 
um die Kündigung vor Gericht zu rechtfertigen.“

„Hire and fire“ – die angelsächsische Philosophie fle­
xibler Arbeitsmärkte erlebt in Großbritannien eine Re­
naissance. Der Schutz für Arbeitnehmer ist dort ohnehin 
gering, und die Fortschritte der vergangenen Jahre macht 
die konservative Regierung nun wieder rückgängig. Um 
der schwächelnden Wirtschaft auf die Beine zu helfen und 
gleichzeitig die Staatskasse aufzubessern, hat Premier Ca­
meron weitreichende Reformen eingeleitet – er nennt das 
die „wachstums- und unternehmerfreundlichste Pro-Job-
Agenda, die eine Regierung jemals verfolgt hat“. 

Drohkulissen_ Wirtschaftswachstum, so viel ist klar, soll auf Kosten der 
Beschäftigten gehen – die Regierung spricht von der radikalsten Reform des 
Arbeitsrechts seit Jahrzehnten. „Unser Arbeitsmarkt ist bereits einer der fle­
xibelsten weltweit. Von dieser Flexibilität profitieren Unternehmen, Beleg­
schaften und die Wirtschaft im Allgemeinen“, sagt Vince Cable, Minister für 
Unternehmen, Innovation und Qualifikationen. „Aber viele Unternehmen 
empfinden das Arbeitsrecht noch als Wachstumsbarriere. Diese Barriere reißen 
wir jetzt ab – und schaffen den Staat aus dem Weg.“

Anders ausgedrückt: Firmen sollen es künftig deutlich einfacher haben, 
Mitarbeiter loszuwerden. Bisher erwerben Arbeitnehmer nach einem Jahr im 
Job das Recht, gegen eine unfaire Kündigung vorzugehen. Dann muss der 
Arbeitgeber Gründe nachweisen – etwa Fehlverhalten des Beschäftigten oder 
den Wegfall der Position im Unternehmen. Künftig müssen Arbeitnehmer 
dafür doppelt so lange – zwei Jahre – in einer Firma gearbeitet haben. Inoffi­
ziellen Plänen zufolge sollte dieses Recht demnächst sogar ganz wegfallen.

Und das ist nur ein Punkt auf der Agenda der Regierung: Sie will die Lohn­
fortzahlung im Krankheitsfall kürzen, Arbeitszeiten verlängern, Kündigungs­
fristen verringern und die Voraussetzungen für Arbeitsrechtsklagen verschär­
fen. Auch sollen Entlassene deftige Gebühren zahlen, wenn sie es wagen, 
gegen ihren ehemaligen Arbeitgeber vor Gericht zu ziehen. 250 Pfund kostet 
dann bereits das bloße Einreichen einer Klage, eine Gebühr von 1000 Pfund 
fällt an, falls es zur Verhandlung kommt. Erstattet bekommen die Kläger die 
Ausgaben nur, wenn sie den Prozess auch gewinnen.

DER WIDERSTAND WÄCHST_ Experten sind mehr als skeptisch, ob diese Po­
litik den erwünschten Erfolg erzielt: „Dahinter steckt der Glaube, dass die 
Wirtschaft beim Abbau von Arbeitnehmerrechten automatisch mehr Jobs 
schafft. Das ist pure Ideologie – und nicht gerechtfertigt“, sagt Richard Smith, 
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Arbeitsrechtsexperte bei der Personalberatung Croner. Erzürnt sind auch die 
Gewerkschaften. Brendan Barber, Generalsekretär des Gewerkschaftsdach­
verbands TUC, hält die Reform für kontraproduktiv: „Der Abbau von Ar­
beitnehmerrechten schafft keinen einzigen zusätzlichen Job. Nicht das Ar­
beitsrecht hält Firmen zurück, sondern die schwierige wirtschaftliche 
Situation und die Probleme, Bankkredite zu bekommen.“ Er verweist auf 
OECD-Forschungsergebnisse, nach denen es keinen Zusammenhang zwischen 
Ausmaß der Regulierung und Wirtschaftsleistung gibt. 

„Deutsche Beschäftigte haben viel mehr Schutzrechte und die Wirtschaft 
ist die stärkste Europas“, sagt Barber. Selbst in der Regierungskoalition stoßen 
die Pläne von David Cameron mittlerweile auf Widerstand. „Der Premier ist 
zu Recht besorgt über Jobs und Wirtschaftswachstum, und maßgeblich dafür 
ist das Vertrauen der Verbraucher“, sagt der Parlamentsabgeordnete Julian 
Huppert von den mitregierenden Liberaldemokraten. „Doch glaubt er, wenn 
er 25 Millionen Arbeitern sagt, dass sie keine Jobsicherheit mehr haben und 
nach Belieben gefeuert werden können, dass er damit das Verbrauchervertrau­
en ankurbeln oder eher reduzieren wird?“

SOZIALER KAHLSCHLAG_ Allerdings geht es in Großbritannien längst nicht 
mehr nur um Arbeitnehmerrechte, sondern um den Sozialstaat an sich. Fi­
nanzminister George Osborne verfolgt eine rigide Sparpolitik, die das ganze 
Land trifft. Harte Kürzungen hinnehmen müssen die sozial Schwachen: Leis­
tungen wie Kinder- und Wohngeld wurden gekürzt, ebenso die Erwerbsunfähig­
keitsrente und die Pensionen im öffentlichen Dienst. Auch die Bildung leidet: 
Britische Universitäten dürfen seit diesem Jahr Studiengebühren von bis zu 
9000 Pfund pro Jahr verlangen – das ist dreimal mehr als zuvor. Die Bewer­
berzahlen sind darauf drastisch eingebrochen. Vor allem Staatsbedienstete 
müssen die Konsequenzen tragen: Ihre Löhne stagnieren bis zum Jahr 2015, 

mehr als 700 000 Arbeitsplätze werden wegfallen. Die 
Beschäftigung im öffentlichen Sektor ist im dritten Quar­
tal 2011 bereits auf unter sechs Millionen gefallen – das 
ist das niedrigste Niveau seit 2003. Gleichzeitig nähert 
sich die Arbeitslosenquote in Großbritannien der Zehn-
Prozent-Marke. Besonders kritisch ist die Jugendarbeits­
losigkeit: Mehr als eine Million 16- bis 24-Jährige sind 
bereits ohne Job – mehr als je zuvor. 

Angesichts der Sparorgie steigen die sozialen Spannun­
gen. In einem Land, das Arbeitskämpfe und Streiks wäh­
rend der vergangenen drei Jahrzehnte für eine kontinen­
taleuropäische Eigenart hielt, kam es Ende November zum 
größten Streik im öffentlichen Sektor seit den 70er Jahren. 
Lehrerinnen, Krankenpfleger und Sozialarbeiter gingen 
gemeinsam auf die Straße, um gegen Rentenreform und 
Stellenabbau zu demonstrieren. Bis zu zwei Millionen 
Staatsdiener konnten die Gewerkschaften dem TUC zu­
folge mobilisieren. 

Das sei kein Wunder, schließlich habe sich der Staat 
seine gesamte Belegschaft zum Feind gemacht, sagt TUC-
Generalsekretär Barber. „Großbritannien ist an einem 
Wendepunkt angelangt. Die Entscheidungen der Regie­
rung werden unser Leben für Generationen prägen“, sagt 
er. „Dabei ist jetzt schon klar, dass die Sparpolitik nicht 
funktionieren kann. Ich hoffe, dass die Regierung den Mut 
findet, ihre Fehler zuzugeben und den Kurs zu wechseln, 
bevor es zu spät ist.“� ■

Demonstrationen gegen Rentenreform und Stellen

abbau in London und Bristol; TUC-Generalsekretär 

Barber mit Streikposten (v.l.): „Die Sparpolitik wird nicht 
funktionieren.“
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sozialabbau GEWERKSCHAFTEN In Großbritannien und in Ungarn formiert 
sich eine breite Widerstandsbewegung.

A
uf dem Blaha-Lujza-Platz in Budapest, einem 
der zentralen Verkehrsknotenpunkte der 
Stadt, stehen an diesem milden Winternach­
mittag Dutzende Bedürftige Schlange. Sie 

warten auf eine warme Mahlzeit, die ihnen christliche 
Hilfsorganisationen regelmäßig anbieten. Eine Frau schüt­
tet Bohnensuppe in Plastikschüsseln und verteilt sie mit 
einer dicken Scheibe Graubrot „im Namen Christi“. Män­
ner und Frauen schlürfen wortlos ihre Teller leer, dann 
verschwinden sie in den benachbarten Seitenstraßen. 

Das heutige Ungarn ist längst nicht mehr die fröhlichs­
te Baracke Osteuropas. Mit mehr als zehn Prozent Ar­
beitslosigkeit und einer hohen Inflationsrate kriecht die 
Volkswirtschaft seit mehr als drei Jahren nur noch vor 
sich hin. Vorbei sind die Zeiten des Konsumoptimismus, 
verschwunden die enthusiastischen Experten, deren Ana­
lysen kurz nach dem EU-Beitritt des Landes eine Investi­
tionsflut und Wachstumsraten chinesischen Ausmaßes 
voraussagten. Stattdessen präsentieren ausländische Ban­
ken und Investoren Ungarn nun eine unbezahlbare Rech­
nung. Aus Wut und Enttäuschung wählten die Bürger 
2010 die Sozialdemokraten ab, es wurde ein Erdrutschsieg 
für Viktor Orbáns rechtspopulistische Partei Fidesz.

Seitdem vergeht kaum eine Woche, ohne dass die Re­
gierung Grund- und Sozialrechte abbaut. Auf die umstrit­
tenen Mediengesetze folgte eine ebenso kontroverse neue 
Verfassung, die die Macht des Ministerpräsidenten festigt 
und seine Entscheidungen praktisch unumkehrbar macht. 

Auf jede Herabstufung der ungarischen Staatsanleihen durch die US-Rating­
agenturen, die die Finanzierung des Defizits erschweren, reagiert Orbán mit 
einer weiteren Drehung an den Daumenschrauben. Eine tief greifende Reform 
des Arbeitsrechts setzt jetzt den Kündigungsschutz so gut wie außer Kraft, 
verkürzt das Arbeitslosengeld auf drei Monate und verpflichtet die Arbeitslo­
sen zu gemeinnütziger Arbeit. In einer Hauruckaktion kurz vor Weihnachten 
wurde das Gesetzespaket im Parlament durchgepeitscht – unter heftigen, aber 
vergeblichen Protesten der Opposition. 

GEWERKSCHAFTSFEINDLICHES ARBEITSRECHT_ Zum einen möchte die Re­
gierung mit der Reform ihre rechtskonservative Agenda durchsetzen und den 
Forderungen von Arbeitgeberorganisationen entgegenkommen. Diese be­
schweren sich seit Jahren über das angeblich zu komplizierte Arbeitsrecht und 
die niedrige Beschäftigungsrate, die der Staat durch zu viele Sozialleistungen 
und falsche Anreize nicht erhöhe. Zum andern sind die neuen Arbeitsgesetze 
Teil der allumfassenden Fidesz-Agenda, die eine Neujustierung aller Instituti­
onen vorsieht. „Die Reform macht die Ausübung des Streikrechts abhängig 
vom guten Willen der Arbeitgeber oder der Gerichte und stellt dadurch eine 
erhebliche Einschränkung unseres Spielraums dar. Das neue Arbeitsgesetzbuch 
ist definitiv gewerkschaftsfeindlich“, erklärt Károly György, Abteilungsleiter 
für Internationale Kooperation beim Gewerkschaftsdachverband MSZOSZ.

„Als wir im Spätsommer von diesen neuen Plänen der Regierung erfahren 
haben, konnten wir es kaum glauben“, erinnert sich Péter Kónya. Der 42-Jäh­
rige sitzt an seinem Schreibtisch im Haus des Verbands der Unabhängigen 
Gewerkschaften. „Danach haben wir verstanden, dass sie es ernst meinen“, 
fährt er fort. „Spätestens seit September haben wir angefangen, uns mit ver­
einten Kräften dagegen zu organisieren. Die Reform konnten wir nicht ver­
hindern, aber wir geben nicht auf“, sagt er entschlossen.

Orbáns autoritäre 
Offensive
UNGARN Der Furor, mit dem die rechtspopulistische Regie­
rung das Land um- und demokratische Rechte abbaut, hat 
die EU-Kommission auf den Plan gerufen. Im Land ringen 
Gewerkschafter und soziale Bewegungen um eine gemein­
same Plattform.

Von SILVIU MIHAI, Journalist, zurzeit in Budapest
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Bis vor Kurzem war Kónya Oberstleutnant und vertrat 15 Jahre lang die In­
teressen der Beschäftigten der ungarischen Armee, Polizei und Feuerwehr. 
Gegen Kürzungen im öffentlichen Sektor und Erhöhungen des Renteneintritts­
alters ist im Frühjahr sein Gewerkschaftsverband mehrmals auf die Straße 
gegangen. Doch wie alle anderen Protestaktionen blieb auch diesen Demos 
jeder Erfolg verwehrt. „Die Regierung ist keinen Zentimeter zurückgewichen. 
Nur gemeinsam, als große Plattform haben wir überhaupt eine Chance, Ein­
fluss zu nehmen“, sagt Kónya. 

DER NEUE OPPOSITIONELLE KERN_ Tatsächlich war es die Idee einiger Ge­
werkschafter, noch vor der Ankündigung der jüngsten Arbeitsrechtsreformen 
eine Sammelbewegung zu gründen, die die Kräfte von Arbeitnehmerorgani­
sationen und kleineren, aber sehr aktiven Bürgerinitiativen vereinen soll. „So 
ist die Protestplattform Szolidaritás entstanden, die jetzt landesweit in allen 
wichtigen Städten und Landkreisen vertreten ist. Auf diese Art und Weise 
können wir viel mehr Bürger erreichen und mobilisieren als durch klassische 
Aktionen einzelner Gewerkschaften, die die Regierung immer wieder als Be­
sitzstandswahrer abtut“, erklärt Kónya die Strategie der neuen Bewegung. 
„Bei der Namenswahl haben wir uns von der polnischen Solidarnosc inspi­
rieren lassen: Genau wie unsere Kollegen aus Gdansk verlangen wir nicht nur 
unsere Sozialrechte, sondern protestieren gegen eine autoritäre Regierung“, 
kommentiert er die Kommunikationsstrategie.

Ein paar Meter von der Suppenküche entfernt sammeln sich auf dem Blaha-
Lujza-Platz an dem gleichen Nachmittag die Anhänger der neuen Bewegung. 
Junge Aktivisten, die mit ihren Mobiltelefonen auf Facebook zur Demo auf­
rufen, unterhalten sich mit 50-jährigen Arbeitnehmern, die sich an die Zeiten 
vor der Wende erinnern. „Genossen, hier ist das Ende!“, steht auf den Trans­
parenten, die ironisch die Vertreter der rechtskonservativen Fidesz-Regierung 

mit den alten staatssozialistischen Parteikadern verglei­
chen. „Orbán und seine Leute bezichtigen jede oppositi­
onelle Stimme als kommunistisch. Dabei sind sie es doch 
selbst, die den ungarischen Rechtsstaat Stück für Stück 
abbauen!“, empört sich Sándor Székely, neben Kónya 
einer der Szolidaritás-Vorsitzenden.

Für das Frühjahr sind landesweit weitere Protestakti­
onen geplant. „Im Moment halten wir uns alle Optionen 
offen, vom Status einer breiten Sozialbewegung, die mit 
den Oppositionsparteien zusammenarbeitet, bis hin zur 
direkten politischen Partizipation als eine neue Partei“, 
erklärt Péter Kónya. Eine neue politische Bewegung, die 
für die Rechte der Arbeitnehmer eintritt, könnte tatsäch­
lich erfolgreich sein, zumal die Sozialdemokraten von der 
MSZP fast zwei Jahre nach ihrer Wahlniederlage noch 
immer ein Korruptions- und Glaubwürdigkeitsproblem 
haben und mit der Absplitterung einer Fraktion konfron­
tiert sind. Allerdings ist Szolidaritás nicht die einzige Op­
positionsbewegung. Als Antwort auf die zahlreichen um­
strittenen Maßnahmen der Fidesz-Regierung wurden 
viele kleine Bürgerinitiativen ins Leben gerufen, die ein 
allgemeines Unbehagen konkret ausdrücken. Wer dieser 
bunten Szene eine kohärente Stimme gibt, der kann sich 
politische Hoffnungen machen – solange in Ungarn die 
demokratischen Grundlagen noch in Kraft sind.� ■

Suppenküche in  

Budapest; Protest-

plakat; Szolidari-

tásvorsitzende  

Kónya und Székely: 
„Orbán und seine Leute 
bezichtigen jede opposi-
tionelle Stimme als kom-
munistisch.“
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Politische Schattenwelt
demokratie Eine Studie der Otto Brenner Stiftung über Lobbyismus führt die Gewerkschaften  
und die politische Öffentlichkeit ganz nah an die Frage heran, wie es mit unserer demokratischen und 
wirtschaftlichen Ordnung weitergehen kann und soll.

Von WARNFRIED DETTLING, freier Autor in Berlin und am Bodensee

E
s sind gerade einmal gut 20 Jahre vergangen, da haben 
viele nach dem Zusammenbruch des Kommunismus den 
Triumph von Demokratie und Marktwirtschaft gefeiert 
und mit Francis Fukuyama das „Ende der Geschichte“ 

ausgerufen. Inzwischen drängt sich eine andere Bilanz auf: Gesiegt 
hat nicht die Marktwirtschaft, sondern ein entfesselter Kapitalismus, 
der den Primat der Politik unterläuft und die Demokratie gefährdet. 
Und so fängt die ganze Geschichte, wie man Freiheit und Demokra­
tie, soziale Gerechtigkeit und Fortschritt für alle sichern kann, wie­
der von vorne an. Die „Soziale Marktwirtschaft“, die Deutschland 
und Europa rund 50 Jahre lang mit guten Gründen als Antwort auf 
solche Fragen gegeben haben, kann man heute nicht mehr so ohne 
Weiteres beschwören, ohne sich dem Vorwurf des Zynismus auszu­
setzen.

Die vorliegende Denkschrift der Otto Brenner Stiftung über den 
Lobbyismus, seine Gefahren und Grenzen, verfasst von den Sozial­
wissenschaftlern Andreas Kolbe, Herbert Hönigsberger und Sven 
Osterberg, offenbart erst in diesem größeren Zusammenhang ihre 
Verdienste, aber auch ihre Grenzen. Die Autoren greifen ein zent­
rales Problem der real existierenden Demokratien heraus, machen 
konkrete Vorschläge, wie man diesem Problem zu Leibe rücken 
könnte. Diese Vorschläge gehören zum Besten, was man bisher dazu 
gelesen hat – auch wenn sie nicht hinreichend thematisieren, dass 
der wachsende und undurchsichtige Einfluss der Lobby nur eine der 
vielen Entwicklungen markiert, die insgesamt eine Korrosion der 
Demokratie bewirken: eine Art Schwindsucht und Erschöpfungszu­
stand, die von innen kommen. Das ist ja der doppelte Unterschied 
zu früheren Zeiten, als etwa der Staatsrechtler Theodor Eschenburg 

Ministerpräsidenten oettinger 

(L.), Wulff mit Hollywoodstar 

Faye Dunaway (auf dem Nord-

süd-dialog 2009): Lächeln vor der 
Sponsorenwand
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schon in den 1950er Jahren die Frage nach der „Herrschaft der 
Verbände“ aufwarf: Zum einen hat sich das konkrete Problem des 
Lobbyeinflusses auf Parlament und Regierung nicht nur, aber vor 
allem bei den finanzstarken Interessen massiv verschärft. Doch selbst 
wenn diese Interessen mit den hier gemachten Vorschlägen an die 
demokratische Leine gelegt würden, wäre damit noch keine Ent­
warnung gegeben, was die Zukunft der Demokratie in einem an­
spruchsvollen Sinne betrifft. Es sind neue und andere Entwicklungen 
hinzugekommen wie etwa die Globalisierung und die Eurokrise, die 
Boulevardisierung und die Ökonomisierung der Politik, die einen 
Strukturwandel hin zu weniger Demokratie beschleunigen. Man 
kann freilich in einer Studie nicht alles auf einmal machen, und so 
bleibt es das Verdienst der Otto Brenner Stiftung und der Autoren, 
dass sie mit allem Nachdruck den Finger auf eine schwärende Wun­
de der zeitgenössischen Demokratie gelegt haben.

vorschläge auch an die GEWERKSCHAFTEN_ Um den Einfluss 
eines undurchsichtigen Lobbyismus im Halbschatten der Demokra­
tie zu begrenzen, schlägt die Studie unter anderem den „Status des 
akkreditierten Lobbyisten beim Deutschen Bundestag“ vor. Die Vo­
raussetzungen für die Akkreditierung sind „die Aufnahme in das 
Lobby- bzw. Transparenzregister des Deutschen Bundestages und 
die Vorlage und/oder Unterzeichnung eines vom Deutschen Bundes­
tag akzeptierten Verhaltenskodex für Lobbyisten“. Alle Stellung­
nahmen, Gutachten und Expertisen, die von Lobbyisten zu einem 
Gesetzgebungsverfahren eingereicht werden, sollen vom Deutschen 
Bundestag an geeigneter Stelle veröffentlicht werden. „Bezahlte und 
ehrenamtliche Tätigkeiten für Körperschaften, die in der Transpa­
renzliste aufgeführt sind, und das Bundestagsmandat sind unverein­
bar.“ Für ehemalige Amts- und Mandatsträger werden Karenzzeiten 
eingeführt, die verhindern sollen, dass Kanzler, Minister, Abgeord­
nete direkt aus der Amtsstube die Seite wechseln und in der Privat- 
oder Staatswirtschaft endlich „Geld verdienen“, wie sie zu sagen 
pflegen. Schließlich werden „Leihbeamte“ in der Bundesverwaltung 
ebenso verboten wie das Auslagern der Erarbeitung von Gesetzen 
in Kanzleien, die sogenannten „Kanzleigesetze“.

Man sieht auf den ersten Blick: Die Autoren der Otto Brenner 
Stiftung nehmen ihr Anliegen ernst. Manche Kritiker der Vorschlä­
ge haben denn auch gleich von einer „Regelungswut“ gesprochen. 
Aber auch „fortschrittliche“ Kritiker haben auf das Dilemma einer 
„Überregulierung“ des Einflusses der Lobby aufmerksam gemacht: 
Die finanzstarken Interessenverbände werden immer Mittel und 
Wege finden, noch so detaillierte Vorschriften zu umgehen, Mög­
lichkeiten, die kleinere, schwer organisierbare Interessen gerade 
nicht haben. Und so würde sich die gute Absicht am Ende womög­
lich in ihr Gegenteil verkehren.

Man kann es auch anders sehen. Eine Ordnung für die Verbän­
de (man muss nicht immer gleich von „Marktordnung“ reden; nie­
mand käme auf die Idee, die Demokratie eine „Marktordnung“ für 
die Parteien zu nennen) macht nur Sinn, wenn nicht von vornherein 
zwischen „guten“ Interessen, die dem Gemeinwohl verpflichtet sind, 

und „schlechten“ Interessen, die nur auf den eigenen materiellen 
Vorteil bedacht sind, unterschieden wird. Es ist gut, dass die Auto­
ren und ihr Auftraggeber dieser Versuchung nicht nachgegeben 
haben. Das freilich dürfte innerhalb der Gewerkschaften lebhafte 
Diskussionen auslösen. Einer der Vorschläge läuft darauf hinaus, 
dass auch die hauptamtlichen Funktionäre für die Dauer ihres Bun­
destagsmandats die gewerkschaftliche Tätigkeit ruhen lassen und 
auch nicht als Teilzeitjob fortsetzen – ein Vorschlag, der natürlich 
nicht nur Zustimmung in ihren Reihen auslöst. Die Gewerkschaften 
tun sich wie jede andere Organisation schwer damit, die Zipfel der 
Macht loszulassen, die sie glauben in Händen zu haben.

ES STEHT viel AUF DEM SPIEL_ Es ist wohl die entscheidende Fra­
ge für die Zukunft nicht nur der Gewerkschaften, ob dieses eher 
traditionelle Konzept der Interessenvertretung noch zukunftstaug­
lich ist. Es könnte ja sein, dass gegenwärtig mehr auf dem Spiel steht, 
als sie selbst glauben, mehr auch, als diese Studie vermuten lässt. 
Eine Demokratie und eine Wirtschaftsordnung, deren Sinn und 
Zweck von den Akteuren vor allem darin gesehen wird, möglichst 
viel für das eigene Interesse herauszuschlagen, haben ihre destruk­
tiven Züge längst und in der jüngsten Zeit besonders nachhaltig 
bewiesen. Das allgemeine Interesse, früher altmodisch Gemeinwohl 
genannt, hat keinen Anwalt mehr, wenn Politik auf das Verfolgen 
des eigenen Vorteils verkürzt wird. Es dürfte inzwischen auch klar 
sein, welche Interessen sich am Ende in solch „postdemokratischen“ 
Zuständen dann durchsetzen. Wenn der „Geist der Demokratie“, 
der gemeinsame Sinn für die öffentlichen Angelegenheiten, in Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft schwinden, dann helfen am Ende auch 
keine Interessenvertretung und keine Lobbyordnung mehr. Andere 
haben weniger Probleme mit einer solchen Transformation der De­
mokratie; sie sehen am Horizont bereits ein neues Modell der Wirt­
schaft und des Wirtschaftens auftauchen: eine Art „Staatskapitalis­
mus“. Doch der braucht am Ende, um erfolgreich und stabil zu sein, 
keine Gewerkschaften mehr – und auch keine Demokratie.

Die Karten werden neu gemischt. Die vorliegende Lobbystudie 
ist weit mehr als eine Untersuchung über den Einfluss der Interes­
sengruppen und wie man ihn zähmen kann. Sie führt die Gewerk­
schaften und die politische Öffentlichkeit ganz nah an die Frage 
heran, wie es – ein knappes Vierteljahrhundert nach dem scheinba­
ren Triumph – mit unserer demokratischen und wirtschaftlichen 
Ordnung weitergehen kann und soll.� ■

Andreas Kolbe/Herbert Hönigsberger/Sven Osterberg: MARKT-

ORDNUNG FÜR LOBBYISTEN. Wie Politik den Lobbyeinfluss  
regulieren kann – Ein Vorschlag der Otto Brenner Stiftung. OBS 
Arbeitsheft 70, Frankfurt/Main 2011

Kostenloser Download der Studie, Materialien und Stellung
nahmen sowie Diskussionsforum unter www.lobby-studie.de

mehr informationen

51Mitbestimmung 1+2/2012

POLITIK



Wenn Kliniken  
krank machen

böckler-studie Die seit 2010 wirksamen Fallpauschalen sollten die Behandlungsabläufe  
in den Krankenhäusern verbessern und die Effizienz erhöhen. Sie bewirkten jedoch vor allem 
Einsparungen auf Kosten von Patienten, Ärzten und Pflegepersonal.

Von INGO ZANDER, Journalist in Kerpen bei Köln

N
och vor einem Jahrzehnt vergüteten die Krankenkas­
sen nach der Anzahl der Bettentage, die ein Patient 
im Krankenhaus verbrachte – zumindest bei der 
Mehrzahl der Erkrankungen. Von 2004 bis 2010 

wurde diese Honorierungsform in einem mehrstufigen Prozess für 
fast alle Erkrankungen durch Fallpauschalen abgelöst. Seitdem wer­
den Krankenhausleistungen nicht nach Einzelleistungen oder Bet­
tentagen bezahlt, sondern pauschal pro Behandlungsfall vergütet, 
unabhängig vom Zeitaufwand. Dadurch soll es wirtschaftlich un­
attraktiv werden, Patienten länger als nötig im Krankenhaus zu 
halten. Das Institut für das Entgeltsystem im Krankenhaus, ein vom 
Spitzenverband der gesetzlichen Krankenkassen, dem Verband der 
privaten Krankenversicherung und der Deutschen Krankenhausge­
sellschaft gegründetes Institut, legte bis 2010 die Höhe von mittler­
weile gut 1500 Fallpauschalen (kurz DRG für „Diagnosis Related 
Groups“) fest – und damit, wie aufwendig die Patienten im Kran­
kenhaus behandelt werden dürfen. Die Fallpauschalen verändern 
damit die Betriebsökonomie der Krankenhäuser. 

Wissenschaftler des Wissenschaftszentrums Berlin (WZB) und 
des Zentrums für Sozialpolitik (ZeS) der Universität Bremen haben 
im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung untersucht, welche Folgen 
die neue Vergütungsform für die Patientenversorgung und die  
Arbeitsbedingungen von Ärzten und Pflegekräften im Krankenhaus 
hat. „Pauschalpatienten, Kurzlieger und Draufzahler“ heißt die 
Studie, die kürzlich erschienen ist. Nachdrücklich zeigen die Wis­

senschaftler auf, wie im neuen Krankenhausalltag das berufsethi­
sche Selbstverständnis unter Druck gerät. „Nur 14 Prozent der 
befragten Ärzte sind der Meinung, dass sie ihren Patienten genügend 
soziale und emotionale Zuwendung zukommen lassen“, heißt es 
in der Studie. 

Bislang nahmen die Krankenhausleitungen zwar noch wenig di­
rekten Einfluss auf ärztliches und pflegerisches Handeln. Doch das 
Thema Kostensenkung wirkt verunsichernd und ist auch ohne ex­
pliziten Druck in der Kommunikation mit Ärzten und Pflegeperso­
nal mittlerweile das beherrschende Thema. Auch Patienten spüren 
dies. „Nur ein Drittel der Patienten hatte den Eindruck, ihre Be­
handlung werde gar nicht von Kostenerwägungen beeinflusst. Be­
denkt man, dass Patienten nur bedingt in der Lage sind, zu überbli­
cken, auf Basis welcher Erwägungen Versorgungsentscheidungen 
getroffen werden, ist dies ein alarmierendes Signal“, schreiben die 
Wissenschaftler. 

Von den Ärzten, die angaben, ihr Arbeitspensum nicht mehr den 
eigenen Ansprüchen entsprechend zu schaffen, klagte die Hälfte über 
starke Konflikte zwischen Berufsethos und Kostendruck. Dorothea 
Peschke (Name von der Redaktion geändert) arbeitet seit viereinhalb 
Jahren als Gynäkologin in einem großen kommunalen Krankenhaus. 
Sie wird demnächst ihren Facharzt machen. „Ich habe immer das 
Gefühl, dass ich die Patienten nicht ausreichend gut versorgen kann. 
Das hat sich in den letzten fünf Jahren merklich verschlechtert. Das 
betrifft nicht nur uns, sondern auch das Pflegepersonal.“
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Patientenversorgung nach der op; krankenhausPersonal 

beim Bettenmachen; Patient vor dem Rücktransport auf 

die Wachstation: Das Thema Kostensenkung verunsichert. 
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für den patienten fehlt zeit_ Die Fallpauschalen haben zu mehr 
Stress bei Ärzten und Pflegekräften geführt. Obwohl vor allem das 
Pflegepersonal mehr leisten muss, weil mehr Patienten in kürzerer 
Zeit versorgt werden müssen, haben viele Kliniken seit Jahren kon­
tinuierlich Personal abgebaut. „Aufgrund der Arbeitsverdichtung 
sind insbesondere im Pflegebereich viele Kollegen bei der inneren 
Kündigung angelangt“, befürchtet Giovanni Ammirabile, Betriebs­
ratsvorsitzender der Berliner „Vivantes Netzwerk für Gesundheit 
GmbH“. „Wer eine der Vivantes-Rettungsstellen besucht, gewinnt 
den Eindruck, dass in Berlin gerade eine Katastrophe passiert sein 
muss. Wer in die Gesichter meiner Kollegen schaut, wird feststellen, 
dass sie fertig sind.“ 

Als Stressbeschleuniger wirkt insbesondere der mit den Fallpau­
schalen schlagartig gestiegene Dokumentationsaufwand über die 
Behandlungsabläufe der Patienten. Hannah Richter (Name von der 
Redaktion geändert) arbeitet seit 15 Jahren als Krankenschwester 
in einem privaten Krankenhaus. „Früher hatten wir nur die Patien­
tenakte. So habe ich zum Beispiel in einem Formular zur Wunddo­
kumentation kurz notiert, wann der Verbandwechsel mit welchen 
Pflegemitteln vorgenommen worden ist.“ Heute muss sich die Kran­
kenschwester die Patientenakte besorgen, um dann am PC zunächst 
sämtliche Diagnosen zur Kenntnis zu nehmen: „Welche Grunder­
krankungen liegen vor, wo ist die Wunde entstanden, gibt es Fotos 
über die Wunde, hat der Patient der Ablichtung zugestimmt, welche 
Schmerzen hat er, welche Schmerzmittel werden verabreicht und so 
weiter.“ Dann erst kann Hannah Richter ihren Arbeitsschritt – etwa 
den Verbandwechsel – digital dokumentieren. Anschließend muss 
die neue Dokumentation ausgedruckt und in der Patientenakte ab­
geheftet werden. Wenn Richter dann vorab noch die Akten suchen 
muss, die sie für die Dokumentation am PC benötigt, liegen die 

Nerven schon einmal blank. „Dieser Arbeitsaufwand kostet Zeit, 
die mir für die Patienten fehlt. Sie werden unruhig und ungehalten. 
Und ich komme mir vor wie ein Akkordarbeiter.“ 

Trotz dieser bürokratischen Vorschriften ist der Anteil der Pfle­
gekräfte, die Informationen über Patienten nur zufällig erhalten, 
unter DRG-Bedingungen sogar gestiegen. Dabei machen die durch 
die Fallpauschalen beschleunigten Behandlungsabläufe eine ver­
mehrte Kooperation dringend erforderlich, um beispielsweise Be­
handlungsfehler zu vermeiden. „Zusammenfassend gesagt haben 
sich die – formalen – Kommunikationsstrukturen unter DRG-Be­

dingungen eher verschlechtert als verbessert“, heißt es in der WZB/
ZeS-Studie. „Vor allem die gemeinsame Visite findet immer seltener 
statt“, konstatieren die Wissenschaftler. „Weil Pflegekräfte aufgrund 
der Personalknappheit weniger Zeit haben und die Ärzte keine fes­
ten Visitezeiten einhalten, auf die sich die Pflegekräfte einstellen 
können.“ Das bestätigt auch Susanne Becker (Name von der Re­
daktion geändert), die als Fachärztin für Anästhesie in einem pri­
vatwirtschaftlich geführten Klinikum arbeitet. Seit ein paar Jahren 
beobachtet sie einen deutlichen Verlust an sozialer Kommunikation 
unter ihren Kolleginnen und Kollegen: „Es findet kaum noch Kon­
takt untereinander statt. Klar, man grüßt sich, spricht auch kurz 
miteinander, lernt sich aber im Grunde gar nicht mehr kennen, so 
wie ich das früher erlebt habe. Jeder rennt morgens los und zieht 
sein Programm durch.“

Doch die Pflegekräfte klagen nicht nur über zu viel Stress. Sie 
fühlen sich auch in steigendem Maße nicht mehr ausreichend für 
ihre Arbeit ausgebildet. „Waren 2003 noch fast 80 Prozent der 
Meinung, sie seien gut ausgebildet, sagen dies 2006 nur noch gut 
60 Prozent“, fanden die Forscher heraus. Die Zahl derer, die Angst 
um ihren Arbeitsplatz haben, weil sie sich den Anforderungen nicht 
mehr gewachsen fühlen, sei im gleichen Zeitraum um knapp zwei 
auf acht Prozent gestiegen. 

Vereinbarung gegen Arbeitsüberlastungen_ „Aufgrund des 
zunehmenden Stresses ist es eine Herausforderung, Polarisierungen 
zwischen Ärzten und Pflegekräften zu vermeiden“, betont Michael 
Drott. Der gelernte Fachkrankenpfleger für Anästhesie und Inten­
sivmedizin ist seit 2004 bei den Wiesbadener Dr.-Horst-Schmidt-
Kliniken (HSK) Vorsitzender der konzernweiten Arbeitnehmer-
Vertretung. Bis zur Teilprivatisierung Ende Januar – 49 Prozent 

wurden an die Rhön-Klinikum AG verkauft – gehörte 
die HSK-Gruppe der Stadt Wiesbaden. Sie umfasst drei 
Kliniken und fünf Tochterfirmen. „Wo vernetztes Denken 
stattfindet, läuft es hervorragend. Aber es gibt auch po­
larisierendes Verhalten vonseiten der Ärzte, das zu einer 
betrieblichen Kultur der Unzufriedenheit führt.“ 

Als Reaktion auf den gewachsenen Stress wurde in 
Wiesbaden im Mai 2009 eine Konzernvereinbarung zum 
Umgang mit Arbeitsüberlastungen erarbeitet. Trocken 

und technisch heißt es darin: „Eine Arbeitsüberlastung ist eine durch 
betriebliche Umstände eingetretene Situation für den Arbeitsbereich, 
die dazu führt, dass eine regelhafte Ausführung der Arbeit nicht 
gewährleistet werden kann.“ Solche Situationen können eintreten 
durch neue Aufgaben oder durch den überraschenden Ausfall von 
Personal. Arbeitnehmer sollen dann mit einer „Arbeitsüberlastungs­
anzeige“ ihre Vorgesetzten mit in die Pflicht nehmen, um Maßnah­
men einzuleiten, die dieser Überlastung entgegenwirken. Die Ver­
einbarung legt außerdem fest, dass in Abteilungen, aus denen 
vermehrt Arbeitsüberlastungsanzeigen gemeldet werden, kurzfristig 

„Es findet kaum noch Kontakt unter
einander statt. Jeder rennt morgens los 
und zieht sein Programm durch.“
					Fa     chärztin für Anästhesie
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ein Maßnahmenkatalog zu erstellen ist, um Abhilfe zu leisten. Der 
Betriebsrat legte Wert darauf, dass die Beschäftigten selbst – und 
nicht die Vorgesetzten – festlegen, welche Arbeiten in solchen Situ­
ationen Priorität haben und welche verschoben werden können. 
Wenn Arbeitsüberlastungen durch die zuständigen Bereichsleiter 
und Oberärzte nicht beendet werden können, muss die zuständige 
Geschäftsführung eingeschaltet werden. 

In Wiesbaden wurden außerdem 22 neue Stellen für sogenannte 
Case Manager – deutsch: Fallmanager – eingerichtet. Sie sollen für 
eine durchgängige Behandlung der Patienten im Krankenhaus sorgen – 
von der Aufnahme bis zur Entlassung. „Weil sie eine Koordination 
der Behandlung über Abteilungen hinweg durchsetzen müssen und 
sich dabei viele Reibungsflächen ergeben, haben wir ihnen anfangs 
eine Art Durchsetzungsprämie gezahlt“, berichtet Betriebsrat Drott. 
Der Konzernbetriebsrat setzte außerdem durch, dass diese neuen Stel­
len nur mit Personal aus den eigenen Häusern besetzt werden durften, 
die allerdings Erfahrungen in der Pflege vorweisen mussten – und für 
die neuen Aufgaben zusätzlich qualifiziert wurden. 

Knapp 60 Prozent der Ärzte sagten, dass in ihren Häusern zu­
mindest in Ansätzen koordinierte Abläufe von der Aufnahme bis 
zur Entlassung existierten, ergab die Befragung von WZB und ZeS. 
„Dass es die leitenden Ärzte sind, die häufiger die Existenz von 
Case-Management und Leitlinien bejahen, bestätigt den nicht selten 
in Interviews geäußerten Verdacht, die vorhandenen Pathways spiel­
ten für Assistenzärzte in der Praxis eine weitaus geringere Rolle als 
auf dem Papier.“

Defizite in der Versorgungsqualität_ Zu den „DRG-Versor­
gungsverlierern“ gehören laut der WZB/ZeS-Studie vor allem die 

Patienten mit Mehrfacherkrankungen. „Diesen Patienten geht es bei 
einer Fülle von Indikatoren der Versorgungsqualität (z.B. Informa­
tion über Vorerkrankungen, Behandlung mit Aufmerksamkeit, vor­
bildliche Betreuung, Vertrauen in Krankenhaus und Personal) häu­
fig schlechter als Patienten mit nur einer Erkrankung.“ Besonders 
ältere Patienten unter ihnen klagten darüber, dass sich ihre Versor­
gung seit der Einführung der Fallpauschalen 2003 insgesamt ver­
schlechtert habe. 

Personalabbau birgt Gefahren_ Je eher Patienten das Kran­
kenhaus verlassen, desto besser müssten sie eigentlich auf die an­
schließende Behandlung vorbereitet werden. Doch in der Mehrheit 
der Krankenhäuser findet aus Sicht von Ärzten und Pflegekräften 
und teilweise auch aus Patientenerfahrung kein gut funktionierendes 
Entlassungsmanagement statt. Von den Krankenhausärzten sagen 
gerade mal 15 Prozent, dass sie mit niedergelassenen Hausärzten 
gut kooperieren. Immerhin halten die Forscher fest: „Insgesamt gibt 
es nur wenige, geringfügige oder jedenfalls noch nicht eindeutige 
Belege für eine starke Zunahme vorzeitiger Entlassungen.“ Eine 
statistische Langzeitstudie des Medizinökonomen Wilfried von Eiff 
fand jedoch heraus, dass eine Rückkehr ins Klinikbett aufgrund von 
Komplikationen oder mangelnder Reha-Fähigkeit 2010 doppelt so 
häufig vorkam wie vor 2003.

Extreme Auswirkungen auf die Versorgung, wie sie vor Einfüh­
rung der Fallpauschalen von manchen befürchtet wurden, sind bis­
her nicht bekannt geworden. „Weder sind negative Veränderungen 
in der erwarteten Breite und Intensität bisher empirisch nachweis­
bar“, fassen die Wissenschaftler zusammen, „noch haben sich selbst 
bei hochplausiblem Eigeninteresse der Krankenhäuser Verbesserun­
gen bei der Strukturierung der Behandlungsabläufe unter besonde­
rer Berücksichtigung der Aufnahme und Entlassung der Patienten 
flächendeckend durchgesetzt.“ 

Allerdings könnte die Reduzierung des Personals besonders im 
Pflegebereich in manchen Krankenhäusern eine kritische Grenze 
erreichen, befürchtet ZeS-Wissenschaftler Bernard Braun, einer der 
Autoren der Studie: „Wir wissen aus der Forschung in angelsächsi­
schen Ländern, dass es eine kritische Grenze beim Personalschlüssel 
von Pflegekräften und Ärzten pro Patient gibt. Wird diese Grenze 
unterschritten, können enorme gesundheitliche Gefahren für die 
Patienten eintreten – bis hin zu einem erhöhten Sterberisiko.“� ■

Wissenschaftszentrum Berlin (WZB) und Zentrum für Sozialpolitik 
(ZeS) der Universität Bremen: PAUSCHALPATIENTEN, KURZLIE-

GER UND DRAUFZAHLER. Auswirkungen der DRG auf Versor-
gungsqualität und Arbeitsbedingungen im Krankenhaus. Bern, 
Verlag Hans Huber 2010

mehr informationen

Betriebsrat Drott: Konzernvereinbarung als Reaktion 
auf den gewachsenen Stress.
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Deutliche Engpässe
Fachkräftemangel Personaler in großen Unternehmen haben schon heute Schwierigkeiten bei der  
Rekrutierung von qualifiziertem Personal. Dort, wo sie gegensteuern, beziehen sie die Betriebsräte in 
der Regel ein. Das ergab eine Umfrage der Hans-Böckler-Stiftung.

Von Winfried Heidemann, Referatsleiter Qualifikation in der Hans-Böckler-Stiftung

AUSBILDUNG BEIM 

CHEMIEKONZERN 

HENKEL: Wissens-
weitergabe im Betrieb

M
itarbeiter gehören zum Firmenkapital. 
Wenn diese Ressource knapp wird, ist es 
überfällig, zu handeln. In einer kleinen, 
nicht repräsentativen Umfrage der Hans-

Böckler-Stiftung unter Personalverantwortlichen in mit­
bestimmten Unternehmen antworten 28 von 48, also mehr 
als die Hälfte, dass sie bereits heute einen Mangel an Fach­
kräften spüren. In den kommenden fünf Jahren und län­
gerfristig, das heißt in zehn Jahren, erwarten ihn fast alle. 
Und unter den 20 Unternehmen, die aktuell noch keinen 
Fachkräftemangel sehen, rechnen vier mittelfristig und 13 
längerfristig damit. Deutliche Engpässe werden schon jetzt 
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bei Fachkräften mit Hochschulabschluss und in geringerem Maße bei Meistern 
und Technikern gesehen. So sind etwa die Vakanzen zwischen dem Freiwerden 
und dem Wiederbesetzen von Stellen länger geworden. Vonseiten der befrag­
ten Personaler wird auch eine zunehmende Diskrepanz zwischen den Quali­
fikationen der Stellenbewerber und den Anforderungen der angebotenen 
Stellen beklagt.

Regionale Engpässe_ Der Bedarf der Wirtschaft an Hochschulabsolventen 
wird zunehmen oder zumindest gleich bleiben. Auf der mittleren Qualifika­
tionsebene wird er im Wesentlichen gleich bleiben, bei un- oder angelernten 
Kräften tendenziell eher abnehmen. Angesichts dieser Situation ergreifen die 
Betriebe bereits heute eine ganze Reihe von Maßnahmen, um erfolgreich 
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Personal zu rekrutieren. In der Reihenfolge der Nennungen sind dies: die 
Verstärkung innerbetrieblicher Weiterbildung und Personalentwicklung; eine 
Kooperation mit Schulen und Hochschulen, um adäquate Bewerber zu er­
halten; eine Verbesserung des betrieblichen Gesundheitsmanagements, um 
Fachkräfte länger im Betrieb zu halten; Maßnahmen zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sowie die Einstellung und anschließende betriebliche Qua­
lifizierung nicht passgenauer Bewerber.

Beim Planen für die Zukunft stehen Überlegungen zur Weiterbildung und 
Personalentwicklung der im Unternehmen vorhandenen Kräfte im Vorder­
grund; es folgen Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf; der 
Aufbau von Ausbildung auf Hochschulniveau durch duale Studiengänge; die 
Verstärkung der Ausbildung in Berufen des Dualen Systems und schließlich 
die verstärkte Anwerbung qualifizierter Frauen. 

In die Vorbereitungen sind meist auch die Betriebsräte einbezogen. Aus 
ihrer Verantwortung heraus können sie sich auf verschiedenen Handlungsfel­
dern engagieren: Der zukünftige betriebliche Qualifikationsbedarf ist vor dem 
Hintergrund der Branchenentwicklung zu ermitteln. Vorhandene Fachkräfte 
müssen auf erwartbare neue Kompetenzen vorbereitet werden. Bei der Rek­
rutierung von Personal vom Arbeitsmarkt können Bewerber, die nicht hun­
dertprozentig auf eine Stelle passen, betrieblich weiterqualifiziert werden statt 
ständig nur nach passgenauen Bewerbern Ausschau zu halten. In der betrieb­
lichen Ausbildung müssen die teilweise sehr hohen Ausbildungsabbrüche 
verringert werden. Schließlich kann die Attraktivität der Unternehmen als 
Arbeitgeber für die eigene Belegschaft wie auch für externe Bewerber gestärkt 
werden, indem Arbeitsbedingungen und Arbeitszeiten an die Wünsche von 
Beschäftigten angepasst werden. 

blick in die Zukunft_ Einen generellen und flächendeckenden Fachkräfte­
mangel gibt es in Deutschland noch nicht, sehr wohl aber regionale Engpässe. 
Das betrifft nicht nur die sogenannten MINT-Berufe – gemeint sind mathe­
matische, ingenieurwissenschaftliche, naturwissenschaftliche und Technikbe­
rufe –, sondern auch Ärzte, Berufe in Erziehung und Pflege sowie einige Be­
rufe für einfache Dienstleistungstätigkeiten.

Schwieriger ist der Blick in die Zukunft. Größere Untersuchungen kommen 
je nach Ausgangs- und Zieljahr, nach der Abgrenzung unterschiedlicher Per­
sonen- und Qualifikationsgruppen auf dem Arbeitsmarkt und den gewählten 
Untersuchungsmethoden zu nur schwer vergleichbaren Ergebnissen. Studien, 
die mit einer fortschreitenden Arbeitsteilung der Weltwirtschaft und damit 
einhergehender technologischer Hochentwicklung der exportorientierten deut­
schen Wirtschaft rechnen, sehen Probleme in diesen Berufsbereichen sehr viel 
stärker als Studien, die von einer Entwicklung von Qualifikation und Arbeits­
markt in den „ruhigen Bahnen“ unseres traditionellen Berufssystems ausgehen. 
Die Arbeiten zeigen aber eine Reihe von übereinstimmenden Trends auf: Aus 
demografischen Gründen wird das Angebot an Arbeitskräften ab der zweiten 
Hälfte der 2010er Jahre allmählich, ab 2020 deutlich abnehmen. Schon des­
halb wird es Mängellagen geben. Alle Untersuchungen rechnen damit, dass 

die wirtschaftliche Entwicklung durch eine weitere Terti­
arisierung von Wirtschaft und Tätigkeiten gekennzeichnet 
sein wird. Tätigkeiten produktionsnaher Art und im Be­
reich primärer Dienstleistungen wie klassischen Bürobe­
rufen werden relativ abnehmen, während sekundäre 
Dienstleistungstätigkeiten – dazu gehören unternehmens- 
und personenbezogene Dienstleistungen – zunehmen. 
Qualifikationen auf mittlerer Ebene, also mit der in 
Deutschland vorherrschenden Ausbildung im Dualen Sys­
tem, werden auch in Zukunft den größten Anteil an Tä­
tigkeiten ausmachen, jedoch im Vergleich zu höheren 
Qualifikationen abnehmen; für Tätigkeiten mit geringem 
Qualifikationsanspruch gibt es einen geringeren Bedarf 
mit der Folge abnehmender Beschäftigungschancen für 
Personen ohne beruflichen Abschluss.� ■

Die Befragung

2011 hat die Mitbestimmungsförderung der Hans-
Böckler-Stiftung Personalverantwortliche befragt, 
die in Arbeitskreisen der Stiftung mitarbeiten. Von 
den angeschriebenen 98 Personalern haben 48 ge-
antwortet. Die meisten Unternehmen stammen aus 
den Branchen Stahl, Chemie, sowie der Energie- 
und Verkehrswirtschaft. Die anderen Unternehmen 
kommen aus dem verarbeitenden Gewerbes (Elek-
tro-, Maschinen- und Anlagebau), sowie der Dienst- 
leistungsbranche (Immobilienwirtschaft, Ingeni-
eurdienstleitungen, Logistik, IT). Es handelt sich 
überwiegend um große Unternehmen. So haben 
28 von ihnen mehr als 1000 Beschäftigte, die klei-
neren sind vielfach konzernabhängig. Die Erhe-
bung ist also nicht repräsentativ für bestimmte 
Wirtschaftszweige und Unternehmensgrößen, zeigt 
aber, wie die Unternehmen mit akutem und zu-
künftigem Mangel an Fachkräften umgehen.� ■

Policy-Paper „Zukünftiger Qualifikations- und Fach-
kräftebedarf“: www.boeckler.de/37703.htm

mehr informationen
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Politisch kommt gegenwärtig Bewegung in die Regulierung von 
Minijobs: Die Regierungskoalition will die Verdienstgrenzen von 
400 auf 450 Euro ausweiten. Damit gäbe es mehr Beschäftigung 
ohne eigenständige soziale Absicherung und mehr Niedriglohnrisi­
ko. Die nordrhein-westfälische Landesregierung hat den Vorschlag 
einer Stundenbegrenzung für Minijobs in den Bundesrat eingebracht. 
Wer mehr als zwölf Wochenstunden arbeitet, soll automatisch so­
zialversicherungspflichtig beschäftigt sein. Aber wer kontrolliert die 
Stundenzettel von rund 7,4 Millionen Minijob-Beschäftigten? Beide 
Vorschläge drehen, wie schon so oft, an einer Stellschraube, der 
Sonderstatus Minijob selbst wird nicht infrage gestellt.

Vor allem werden beide Vorschläge der Realität auf dem deut­
schen Arbeitsmarkt nicht gerecht: Mittlerweile ist jedes fünfte Be­
schäftigungsverhältnis auf dem deutschen Arbeitsmarkt ein Minijob, 
der oftmals strategisch zur Personalkostensenkung eingesetzt wird: 
Neben Entgelten für die normale sozialversicherungspflichtige Be­
schäftigung existiert in vielen Betrieben eine zweite Entgeltstruktur 
mit niedrigeren Löhnen für Minijobs. Minijob-Beschäftigte erhalten 
von vornherein weniger Stundenlohn, sie müssen davon schließlich 
keine Steuern und sozialen Abgaben zahlen, heißt es. 

Der rasante Anstieg von Minijobs und die Verfestigung des Nied­
riglohnsektors sind zwei Seiten einer Medaille: Fast 90 Prozent der 
ausschließlich geringfügig Beschäftigten, davon sind zwei Drittel 
Frauen, arbeiten zu Niedriglöhnen. Fast 60 Prozent aller Minijob-
Beschäftigten arbeiten für weniger als sieben Euro pro Stunde. Be­
sonders niedrig sind die Stundenlöhne der rund 700 000 Minijob-

Beschäftigten, die gleichzeitig ALG II beziehen. Die Vermutung liegt 
auf der Hand, dass die Grundsicherung hier als Lohnsubvention in 
Anspruch genommen wird, Lohndumping also auf Kosten der All­
gemeinheit betrieben wird. Die Fakten machen deutlich, dass es il­
lusorisch ist anzunehmen, Beschäftigte machten im Minijob ein 
gutes Geschäft. Faktisch wird der Minijob zur Niedriglohnfalle. 

Minijob-Regelungen sehen vor, dass keine bzw. kaum Ansprüche 
für die eigene soziale Absicherung aufgebaut werden. Besonders 
problematisch wirkt sich dies für die große Gruppe mit sogenannten 
prekär-diskontinuierlichen Erwerbsverläufen aus. In ihren Erwerbs­
biografien kumulieren Risiken von niedrigen Einkommen, Arbeits­
losigkeit und sozialen Sicherungslücken. Angesichts zunehmender 
Berichte über individuelle und gesellschaftliche Folgeprobleme von 
sozialen Sicherungslücken muss man sich fragen, ob der Sondersta­
tus Minijob sozialpolitisch verantwortbar ist.

Problematisch ist, dass Minijobs missbrauchsanfällig bei der 
Gewährung von gesetzlich verbrieften sozialen Rechten sind – wie 
dem Recht auf bezahlten Urlaub, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
oder Zuschlägen für die Arbeit zu besonderen Zeiten. Diese mühsam 
errungenen Standards drohen vor allem dort zu verschwinden, wo 
Belegschaften überwiegend in Minijobs arbeiten und Betriebsräte 
nicht vorhanden oder in der Defensive sind. Minijobs untergraben 
soziale Standards in der gesamten Arbeitswelt und ersticken betriebs- 
und tarifpolitische Ansätze für gute Arbeit in manchen Branchen 
bereits im Ansatz. Angesichts dieser Bilanz stellt sich die Frage, ob 
der steuer- und sozialversicherungsrechtliche Sonderstatus Minijob 

Dorothea Voss leitet ein Referat in 
der Abteilung Forschungsförde-
rung der Hans-Böckler-Stiftung.

„Eine Abschaffung des Sonderstatus Minijob  
würde der Zweiklassengesellschaft bei Löhnen 

und sozialen Rechten die Grundlage entziehen.“

Dorothea Voss  
über Minijobs
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LEITER REFERAT WIRTSCHAFTSRECHT III

Lasse Pütz, Telefon: 02 11/77 78-311, lasse-puetz@boeckler.de

MITARBEITERIN

Fatima Seghaoui, Telefon: 02 11/77 78-310, fatima-seghaoui@boeckler.de

Wenn Aufsichtsräte rechtlich nicht mehr weiterwissen, können sie Lasse Pütz 
anrufen. Als einer der drei Unternehmensrechtler in der Abteilung Mitbestim­
mungsförderung unterstützt er die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat. Er 
ist Ansprechpartner, wenn es darum geht, wie sichergestellt werden kann, 
dass Compliance-Regeln befolgt werden, oder wie die Gesetzeslage ist, wenn 
das Unternehmen eine ausländische Rechtsform hat. Besonders intensiv be­
schäftigt er sich mit juristischen Fragen der Unternehmensmitbestimmung: 
Derzeit schreibt der 30-Jährige, der eine 50-Prozent-Stelle hält, seine Doktor­
arbeit über Arbeitnehmerbeteiligung in städtischen Kapitalgesellschaften. Bei 
der Organisation des Büros hält ihm Fatima Seghaoui den Rücken frei. Sie 
hilft ihm beim Sortieren der wissenschaftlichen Literatur, bei seiner Korres­
pondenz und übernimmt die Reiseplanung. An seiner Arbeit schätzt Lasse 
Pütz vor allem, dass er jedem Problem die nötige Zeit widmen kann und 
nicht, wie in vielen Kanzleien üblich, aufs Geld schauen muss: „So bin ich un­
abhängig und kann meinen Überzeugungen treu bleiben.“ ■

Anwalt der Aufsichtsräte

WIR – DIE HANS-BÖCKLER-STIFTUNG
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als Lockmittel in die besonders kurze Teilzeit 
überhaupt etwas in einer modernen Erwerbsge­
sellschaft zu suchen hat oder ob er nicht – wie 
mittlerweile von einigen Gewerkschaften, Wis­
senschaft und Verbänden gefordert – abgeschafft 
werden sollte.

Was würde passieren, wenn jede Arbeitsstun­
de auf dem Arbeitsmarkt steuer- und sozialver­
sicherungsrechtlich gleich behandelt würde? 
Nach wie vor könnten kleine Teilzeitstellen an­
geboten werden, wobei viele Studien belegen, 
dass Beschäftigte mit kurzen Arbeitszeiten be­
sonders häufig ihre Arbeitszeiten ausdehnen 
wollen. Eine Abschaffung des Sonderstatus 
Minijob würde aber der Zweiklassengesellschaft 
bei Löhnen, der sozialen Sicherung und sozialen 
Rechten zumindest die Grundlage entziehen. Die 
Erosion sozialer Normen in Teilen des Arbeits­
marktes könnte aufgehalten werden, auch zu­
gunsten von Unternehmen, die sich an den ge­
setzeswidrigen Praktiken nicht beteiligt haben. 
Vor allem wäre die Abschaffung der Minijobs 
ein deutliches Zeichen, dass es ein ernst gemein­
tes politisches Ziel ist, für Frauen und Männer 
gleiche Chancen auf vollwertige Beschäftigung 
mit eigener sozialer Absicherung zu schaffen.�■
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Forschungsprojekte nach, um diese Lücken zu schließen. Denn ein 
genauerer Blick kann überraschende Erkenntnisse offenbaren, wie 
Forschungsergebnisse um den Kasseler Sozialwissenschaftler Ingo 
Bode zeigen. Die Forscher untersuchen, wie sich Kommunikations­
erfahrungen mit Beratern und im privaten Umfeld auf Entscheidun­
gen bei der privaten Altersvorsorge auswirken. So zeigt sich, dass 
diese Entscheidung „nicht von der Erfahrung, vom Bildungsstand 
oder vom Einkommen abhängt, sondern oft rein zufällig erfolgt“, 
so Bode. Maßgeblich sei der Zugang zu Erfahrungen anderer, etwa 
im Freundeskreis und in der Familie. 

Es gebe bei der Riester-Rente also nicht nur eine Ungleichheit in 
Bezug auf geringe Einkommen, sondern auch eine von Zufallsfakto­
ren abhängige Entscheidungsfindung. Der Versuch der Bundesregie­
rung, für Verbraucher mehr Transparenz bei Riester zu schaffen, löse 
dieses Problem nicht, sagt Bode. Selbst das angekündigte zaghafte 
Umsteuern, mithilfe von Zusatzrenten die drohende Altersarmut ge­
setzlich Versicherter mit geringen Einkommen abzufedern, wird nach 
Modellrechnungen von Johannes Steffen von der Arbeitnehmerkam­
mer Bremen kaum helfen. Laut Steffen „reicht ein gesetzlicher Min­
destlohn von 8,50 Euro für eine armutsfeste Rente nicht aus.“� ■

Von GUNTRAM DOELFS, Journalist in Berlin

Mit der Riester-Reform im Jahr 2001 kam es zur Zeitenwende in der 
deutschen Rentenpolitik. Das System einer umlagefinanzierten Alters­
sicherung wurde vollkommen neu organisiert. So soll das Rentenni­
veau bis zum Jahr 2030 auf 43 Prozent absinken (im Jahr 2000 waren 
es noch 53 Prozent). Eine Sicherung des persönlichen Lebensstandards 
ist zukünftig nur noch in Kombination mit privater Vorsorge wie der 
Riester-Rente möglich. Die Begründung: Nur so lasse sich ein rasan­
ter Anstieg der Beiträge zur Rentenversicherung verhindern. 

Zehn Jahre später wächst die Kritik an der Riester-Reform. Die 
Renditen sinken massiv, viele Arbeitnehmer werden trotz Riester 
kaum über das Grundsicherungsniveau hinauskommen. Erfüllt die 
Reform noch die in sie gesetzten Erwartungen? Die von der Stiftung 
in Kooperation mit dem DGB organisierte Fachtagung „10 Jahre 
Riester-Reform“ versuchte Mitte Dezember in Berlin eine erste Bi­
lanz. Mit der Tagung feierte der DGB zugleich auch das 60-jährige 
Bestehen seiner Fachzeitschrift „Soziale Sicherheit“. 

Rund 200 Experten aus Forschungseinrichtungen, Gewerkschaf­
ten, Versicherungswirtschaft und Bundesregierung diskutierten Leh­
ren und Reformoptionen – sowohl in der privaten wie auch in der 
gesetzlichen Altersvorsorge. Zur Einstimmung mahnte Winfried 
Schmähl, ehemaliger Vorsitzender des Sozialbeirats der Bundesre­
gierung, eine sofortige Reform der Reform an. „Der eingeschlagene 
Weg ist eine gesellschaftliche Zeitbombe“, warnte der Ökonom. 
Besonders fatal sei das starke Absenken des Rentenniveaus, was 
Arbeitnehmer mit niedrigen Einkünften und gebrochenen Erwerbs­
biografien kaum kompensieren könnten, so Schmähl. 

Wer heute 75 Prozent des Durchschnittseinkommens von rund 
32.000 Euro verdiene, müsse nach 2030 beim Renteneintritt mit 67 
Jahren 47 Beitragsjahre nachweisen, um überhaupt eine Rente in 
Höhe der Grundsicherung zu bekommen, rechnete der Experte vor. 
Zugleich seien die staatlichen Zuschüsse zur Riester-Rente, die das 
sinkende Rentenniveau ja kompensiere sollte, ausgerechnet für hö­
here Einkommen am attraktivsten. Angesichts dieser Fehlkonstruk­
tion rechnet der Volkswirt mit wachsender Altersarmut und appel­
lierte an die Politik, diese Rentenpolitik zu überdenken. 

Noch immer fehlen harte statistische Daten für eine exakte Be­
urteilung der Reformen. „Das Motto ist: Nichts Genaues weiß man 
nicht“, kritisierte der Duisburger Soziologe Gerhard Bäcker. Annet­
te Niederfranke, Staatssekretärin im Arbeitsministerium, räumte die 
Wissenslücken immerhin ein. Nun denkt das Ministerium über neue 

RENTENPOLITIK Eine Tagung der Stiftung  
versucht zehn Jahre nach der Riester-Reform 
eine Bilanz. Und mahnt eine sofortige Reform 
der Reform an. 

Soziale Zeitbombe

Wissenschaftler Schmähl (o.), Bode; Staatssekretärin 

Niederfranke: Harte statistische Daten für eine exakte Beurteilung 
der Reformen fehlen.
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Friedrich und Christoph H. Schwarz, deshalb als Thema der ersten 
„Wissenschaftlichen Tagung der Promovierenden“ vor. Das Trio 
sorgte als stipendiatische Vorbereitungsgruppe in enger Zusammen­
arbeit mit der Promotionsförderung der Stiftung für die Organisa­
tion des neuen Tagungsformats. Im Fokus steht die Idee, Nach­
wuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler aus 
verschiedenen Fachbereichen und Arbeitsfeldern miteinander ins 
Gespräch zu bringen und darüber auch gesellschaftlich relevante 
Themen in der akademischen Debatte präsenter zu machen. Die 
Resonanz auf den englischsprachigen Call for Papers für die erste 
„Wissenschaftliche Tagung der Promovierenden“ war groß: „Wir 
bekamen Bewerbungen aus der ganzen Welt und konnten im Pro­
gramm ein sehr breites Spektrum abdecken“, berichtet Voigt. Wobei 
es auch Ziel war, das Zuhören und Diskutieren zu unterbrechen.

Beim Kaffee bot sich dann die Gelegenheit, mit jungen Dozen­
tinnen aus Südafrika, Doktoranden aus Nigeria oder Professoren 
aus Deutschland ins Gespräch zu kommen. Vernetzung ausdrücklich 
erwünscht! Den Abschluss fand die Tagung mit einer Podiumsdis­
kussion über die globalen Perspektiven im demokratischen Prozess. 
„Das Konzept ist aufgegangen“, bilanzierte Susanne Schedel, die 
ein Promotionsförderungsreferat der Stiftung leitet. „Vor allem die 
bunte Mischung der Teilnehmenden und die konstruktive Zusam­
menarbeit mit der Vorbereitungsgruppe haben mir gut gefallen.“ 
Die nächste Tagung dieser Art soll im Frühjahr 2013 stattfinden.�■

Von CARMEN MOLITOR, Journalistin in Köln

Was bewirkten Gewerkschaften bei der tunesischen Revolution, wie 
verhielten sie sich bei den Protesten in Ägypten? Für welche Politik 
machen sich Gewerkschaften in Marokko stark, über welche sozi­
alen Probleme streiten sie in Israel? Wofür setzen sie sich bei den 
Konflikten in der nigerianischen Ölindustrie ein, wie arbeiten sie an 
mehr Demokratie in Südafrika, und wie engagieren sie sich gegen 
Menschenhandel und Arbeitsausbeutung? Es waren politisch aktu­
elle und brisante Fragen, zu denen auf der ersten „Wissenschaftlichen 
Tagung der Promovierenden“ der Hans-Böckler-Stiftung Ende No­
vember in Göttingen junge Wissenschaftler aus aller Welt zweiein­
halb Tage lang ihre Forschungsansätze und Studienergebnisse schil­
derten und zur Diskussion stellten. 

Fragen wie diese hatte Sebastian Voigt vermisst, als er Anfang 
2011 die Entwicklung der arabischen Revolutionen in den Medien 
verfolgte. „Dabei gab es in Ägypten und in anderen arabischen 
Ländern sehr viele Arbeitskämpfe, unter anderem in der Ölindustrie, 
die grundlegend zur politischen und gesellschaftlichen Veränderung 
beigetragen haben“, sagt Voigt, Promotionsstipendiat der Stiftung 
an der Uni Leipzig. Für den Historiker ist das Ausdruck einer all­
gemeinen Tendenz: Nicht nur die Medien, auch die akademischen 
Kreise blenden bei der Diskussion der Rebellionen in aller Welt die 
soziale Frage der Arbeitskämpfe und die gewerkschaftlichen Posi­
tionen zunehmend aus, findet er. „Gewerkschaften im demokrati­
schen Prozess“ schlugen Voigt und seine Mit-Stipendiaten, Wiebke 

STUDIENFÖRDERUNG Die erste wissenschaftliche 
Tagung der Promovierenden bot Diskussionen 
über die Rolle von Gewerkschaften in demokra­
tischen Prozessen in aller Welt.

Globale Perspektiven

Moderator 

Kabanda;  

TagungsOrga-

nisatoren 

Schwarz, 

Friedrich, 

Voigt (v.l.): 
Keine Angst vor 
politisch brisanten 
Fragen.

Eine Dokumentation der Tagung wird vorbereitet und erscheint als 
Edition der Hans-Böckler-Stiftung.

mehr informationen
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Und Ihre Meinung?
Schreiben Sie uns an redaktion@boeckler.de

Die Redaktion behält sich Kürzungen vor. 

Mit Interesse habe ich die Artikel zu den Finanzmärkten 
gelesen. Dabei kommt mir ein Zusammenhang zu kurz: 
Seit Jahrzehnten geben Staaten mehr Geld aus, als sie 
über Steuern einnehmen. Als Gläubiger muss ich meine 
Zweifel haben, ob ich am Ende der Laufzeit der Staatsan-
leihe mein Geld zurückbekomme. So wird der Kauf einer 
solchen Anleihe ein Stück weit spekulativ. Weniger spe-
kulativ wäre der Kauf, wenn besagter Staat seine Schul-
den nicht weiter in die Höhe triebe, sondern sie im Mittel 
eher abbaute oder wenigstens gleich hielte. Bei solchem 
Staatsverhalten hätte ich ein hohes Maß an Gewissheit, 
dass ich das geliehene Geld wiedersehe.

Welches Interesse hat also „die Politik“, den Banken 
bzw. den Gläubigern auf die Zehen zu treten, von denen 
sie Jahr um Jahr mehr Kredite als im Vorjahr verlangt? Wa-
rum sollten nicht auch Politiker zocken, dass „der nächste 
Aufschwung“ den Schuldenabbau möglich machen wird? 
In diesem Staatsverhalten liegt eine der wesentlichen Ur-
sachen der heutigen Vertrauenskrise. Geld ist nichts weiter 
als Vertrauen darin, dass ich auch noch übermorgen die 
von mir gewünschte Ware oder Dienstleistung für den 
Fetzen Papier erhalte, auf den ein Betrag in Euro oder an-
derer Währung gedruckt ist. Dieses Vertrauen geht leider 
zunehmend verloren. Thierry Philipponnat hat ja recht mit 
seiner Aussage, dass die Grundlagen der Finanzwirtschaft 
sehr einfach zu verstehen seien. Seiner Schlussfolgerung, 
dass „die Politik den Unterschied zwischen Investition und 
Spekulation immer noch nicht begriffen hat“, kann ich 
mich nicht anschließen. Auch „die Politik“ will lieber „he-
beln“ (= zocken), um sich dem Zwang des stärkeren Ein-
dämmens der Neuverschuldung noch eine Weile entzie-
hen zu können. Sie weiß genau, was sie da treibt. Der 
Steuerbürger kann ihr nicht entkommen.� ■

In der gegenwärtigen Situation, in der die Finanzmärkte als Käufer von 
Staatsanleihen sogenannter Krisenstaaten in der Währungsunion faktisch 
ausfallen, ist es sinnvoll, dass die Zentralbank weiter Staatsanleihen kauft. 
Insgesamt ist es angemessen, wenn die Zentralbank als Gläubiger oder Ga-
rant in der letzten Instanz bei den Verbindlichkeiten der europäischen Staa-
ten handelt. Georg Erber trifft mit seinen Bedenken trotzdem zwei wichtige 
Probleme. Einmal sieht der EU-Vertrag eine solche Rolle für die EZB nicht 
vor, ganz im Gegenteil. Das ist darauf zurückzuführen, dass dieser Vertrag 
im Lichte einer monetaristischen Geldtheorie – der sogenannten Neoquan-
titätstheorie des Geldes – formuliert wurde. Diese Theorie hat sich aber als 
nicht geeignet erwiesen, um die  Prozesse auf den Finanzmärkten zu ver-
stehen und angemessen reagieren zu können. Der zweite Einwand zielt auf 
das Verhältnis von realwirtschaftlicher Wertschöpfung und Geldmenge. 
Eine ungesteuerte Ausweitung der Geldmenge ist problematisch, weil die-
ses Geld oder Geldkapital sich ebenfalls verwerten, also Zinsen tragen soll. 
Insofern muss unterschieden werden, ob die Geldschöpfung durch Kredite 
positiv auf die Investitionstätigkeit einer Gesellschaft wirkt oder nur speku-
lativen Zwecken bzw. einem volkswirtschaftlich nicht sinnvollen Staatsver-
brauch dient. Thierry Philipponnat weist im Interview im selben Heft exakt 
auf diese Unterscheidung hin. Diese Unterscheidung hatten schon Marx 
und Keynes im Auge, der Erste, weil er zwischen „reproduktivem“ oder 
„bloß zinstragendem“ Kapital, der Zweite, weil er zwischen „Realvermö-
gen“ und „Liquidität“ differenziert hatte. In der kurzen Frist also führt kein 
Weg vorbei an einer Ausweitung der Geldschöpfung durch den Kauf von 
Staatsanleihen (oder direkte Finanzierung der Staaten durch die Zentral-
bank), zugleich aber braucht es eine harte politische Regulierung der Fi-
nanzmärkte, um spekulatives Handeln weitgehend einzuschränken.� ■

Forum
Briefe, E-Mails, Meinungen und Kommentare

Betreff:	� Ausgabe 12/2011, Titelthema „Finanzmarktregulierung“
Von:	� GERD PFLUGSTAEDT, ehemaliger Betriebsrat und stell-

vertretender Aufsichtsratsvorsitzender der TÜV Nord AG, 
Essen

Betreff:	� Ausgabe 12/2011, Pro & Contra: Soll die EZB verstärkt Staatsanleihen der 
Euro-Krisenländer aufkaufen?“; Interview mit Finance-Watch-Chef Thierry 
Philipponnat: „Die Finanzindustrie hat die Politik in die Detailfalle gelockt“

Von:	� MICHAEL WENDL, ehemaliger ver.di-Bezirksleiter, München

Die Politiker zocken Investive Geldschöpfung
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Haftung, Strafrecht und Compliance
Die Tagung gibt einen Überblick über die haftungs- und straf-
rechtlichen Risiken der Aufsichtsratstätigkeit – und darüber, wie 
diese, etwa durch Compliance, minimiert werden können. Nur für 
Aufsichtsratsmitglieder.

SAMF-Jahrestagung
Die Deutsche Vereinigung für Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarkt-
forschung rückt auf ihrer Jahrestagung in Kooperation mit der 
Hans-Böckler-Stiftung Migranten auf dem Arbeitsmarkt in den 
Blickpunkt.

Attraktive Stahlarbeit
Arbeitsdirektoren und ihre Engeren Mitarbeiter sowie Betriebsrats-
vorsitzende von Stahlbetrieben diskutieren, was getan werden muss, 
damit Beschäftigung in der Stahlbranche attraktiv bleibt.

Politische Bildung in politischen Zeiten
In Kooperation mit der IG BCE werden Stand und Entwicklung der 
politischen Erwachsenenbildung in Deutschland beleuchtet; unter-
sucht wird insbesondere ihr Verhältnis zur beruflichen Bildung.

Schichtarbeit
Die gesundheitlichen Belastungen der Schichtarbeit, die sich in vie-
len Branchen ausweitet, steht im Mittelpunkt. Mit Blick auf die Ren-
te mit 67 werden Antworten gesucht auf die Frage: Was ist gute 
Schichtarbeit?

imk-konjunkturforum
Thema ist die wirtschaftliche Ungleichheit in Deutschland, die nicht 
nur unmittelbare Folgen für die Einkommens- und Vermögensver-
teilung hat, sondern auch gesamtwirtschaftliche Konsequenzen.

Hans-Böckler-Stiftung
Sebastian Sick
Telefon: 02 11/77 78-257
sebastian-sick@boeckler.de
(Betreff: Fachtagung)

Download der Anmeldekarte
mit allen weiteren Angaben un-
ter: www.samf.de/downloads/
Antwortkarte.pdf

Hans-Böckler-Stiftung
Vanessa Lewitzki
Telefon: 02 11/77 78-124
vanessa-lewitzki@boeckler.de

Hans-Böckler-Stiftung
Maria Jackschitz
Telefon: 02 11/77 78-105
maria-jackschitz@boeckler.de

Hans-Böckler-Stiftung
Christiane Borsch
Telefon: 02 11/77 78-123
christiane-borsch@boeckler.de

Hans-Böckler-Stiftung
Christiane Borsch
Telefon: 02 11/77 78-123
christiane-borsch@boeckler.de

fachTagung

vom 23. bis 24. Februar

in Köln

Tagung 

am 23. und 24. Februar 

in mülheim/Ruhr

vollkonferenz 

am 21. und 22. März 

in Bochum

arbeitstagung 

am 1. März 

in Hannover

fachtagung 

vom 28. bis 29. Februar 

in Kassel

tagung 

am 8. März 

in Berlin

* Weitere Veranstaltungstipps unter www.boeckler.de und Fachtagungen für Aufsichtsräte unter www.boeckler.de/fix/ar-fachtagungen 

TIPPS & TERMINE
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WSI

Brigitte Unger ist die neue WSI-Direktorin

Mitte Februar hat Brigitte Unger ihre Arbeit 
als Wissenschaftliche Direktorin des Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Ins
tituts (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung 
aufgenommen. Sie freue sich darauf, „ge-
meinsam mit allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern die Schätze des Instituts zu he-
ben“, sagte Unger auf einer Referenten
tagung in Hattingen, wo sich die 56-jährige 
Wirtschaftswissenschaftlerin erstmals im 
Kreis der WSI-Wissenschaftler vorstellte. 
Ihre Professur für die Ökonomie des öffent-
lichen Sektors an der Utrecht School of Eco-

nomics der Universität Utrecht wird Unger 
in Teilzeit weiterführen. Ihre Forschungs-
schwerpunkte sind Wirtschaftspolitik, Steu-
erwettbewerb und Korporatismus. Die ge-
bürtige Österreicherin gilt als Expertin für 
die Erforschung von verdeckten Finanzströ-
men und Geldwäsche – Themen, zu denen 
sie das niederländische Finanzministerium, 
die EU und die US-Regierung berät. Die 
Ökonomin ist außerdem Mitglied der Ame-
rican Economic Association und Gutachterin 
für Fachzeitschriften und die Oxford Uni-
versity Press. 

Der Vorstand der Hans-Böckler-Stiftung 
freut sich über die Zusage der renommierten 
Wissenschaftlerin mit reicher internationaler 
Erfahrung. Brigitte Unger hatte zunächst 
Musik, Sprachen und Literatur studiert, ehe 
sie zur Ökonomie wechselte und ihre Dok-
torarbeit in Wien über die „Effekte der Finan-
zierung öffentlicher Schulden und Defizite“ 
machte. Auch das Thema ihrer Habilitation 
ist hochaktuell: die nationalen Handlungs-
spielräume der Wirtschaftspolitik. Unger 
folgt auf Heide Pfarr, die das WSI 16 Jahre 
geleitet hat.� ■

Brigitte Unger (Mitte vorne) im Kreis der WSI-Wissenschaftler auf ihrer ersten Referententagung 
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Flüchtlinge gefördert wird, richtet sich an Familien, die aus 
süd- und mittelafrikanischen Ländern eingewandert sind. 
„Wir wollen den Kindern und Jugendlichen, die zum Teil Bür-
gerkriegserfahrungen hinter sich haben, das Leben zwischen 
den Kulturen erleichtern und die Eltern stärken, ihre eigene 
Kultur wertzuschätzen und zugleich eine Verbindung zum 
neuen Heimatland zu schaffen“, erläutert Projektleiterin 
Nina Rehberg, die bei ihrer Arbeit auch von zwei Sprach- und 
Kulturmittlerinnen aus Ghana unterstützt wird. Für die Kids 
werden unter anderem Mal- und Spielkurse sowie Fußball-
nachmittage organisiert, aber auch Unterstützung bei den 
Hausaufgaben. Beim regelmäßigen Montagsfrühstück 
schauen vor allem die Mütter im SORONKO-Büro in der 
Düsseldorfer Birkenstraße vorbei. „Sie sind unsere wichtigs-
ten Ansprechpartnerinnen“, sagt Rehberg. Die Frauen drü-
cken meist Erziehungsfragen, aber auch Probleme mit dem 
deutschen Schulsystem. Organisiert wurde die Böckler-Tom-
bola von Christiane Borsch und ihren Kolleginnen von der 
Veranstaltungsorganisation der Stiftung.� ■

Spende für interkulturelles Projekt

Studienförderung

Stabwechsel im Referat Bewerberauswahl

Mitarbeiteraktion

Mit den Erlösen einer Tombola auf der Betriebsweihnachtsfeier (insgesamt 
1450 Euro) unterstützen die Mitarbeiter der Hans-Böckler-Stiftung in die-
sem Jahr das interkulturelle Projekt „SORONKO – Kinder in Vielfalt“ der 
Diakonie Düsseldorf. Das Projekt, das vom Bundesamt für Migration und 

Kurz vor Vollendung seines 65. Lebensjahres 
hat sich Dietrich Einert Mitte Januar nach 26 
Jahren in der Hans-Böckler-Stiftung in den 
Ruhestand verabschiedet und die Leitung 
des Referats Bewerberauswahl an seinen 
Nachfolger Eike Hebecker übergeben. An 
die 30 000 Bewerbungsunterlagen von Be-
werberinnen und Bewerbern um ein Stipen-
dium habe er wohl in dieser Zeit gesichtet 
und für die Auswahlgremien aufbereitet, 
schätzt Einert. Rund 8000 von ihnen konn-
ten im Anschluss mit Unterstützung der Stif-
tung ein Studium aufnehmen. „Besonders 
stolz bin ich auf die Böckler-Aktion Bildung, 
die wir vor fünf Jahren auf den Weg ge-
bracht haben“, resümiert der Diplom-Päda-
goge. Diese Aktion richtet sich gezielt an 
Schülerinnen und Schüler, oft mit Migrati-
onshintergrund, die vor einem Studium zu-
rückschrecken, weil sie es sich nicht leisten 
können. 

In den 80er Jahren hat der engagierte Sozi-
aldemokrat seine Tätigkeit für die Stiftung 
für eine Legislaturperiode unterbrochen und 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter den da-
maligen Leiter der Abteilung Gesellschafts-
politik beim DGB-Bundesvorstand, Volker 

Jung, in den Bundestag begleitet. Nachfol-
ger Hebecker, 41, arbeitet seit 2002 in der 
Hans-Böckler-Stiftung – zunächst in der 
Promotionsförderung. Seit 2007 leitete der 
promovierte Politologe die Böckler-Aktion 
Bildung.� ■

Scheckübergabe an das SORONKO-Team

Hebecker, 
Einert (r.)

Fo
to

: S
ör

en
 Z

ie
he

r

Fo
to

: U
lr

ic
h 

B
aa

tz

65Mitbestimmung 1+2/2012

aus der stiftung



PORTRÄT Einst promovierte Heiderose Kilper über 
die Wiedergründung der Gewerkschaften nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Jetzt leitet sie das Leibniz-Insti­
tut für Regionalentwicklung und Strukturplanung 
in Erkner.

Von SUSANNE KAILITZ, Journalistin in Dresden

Die Entschiedene

und entschieden, der Verantwortung sehr bewusst, die es heißt, 
eine der 86 Forschungseinrichtungen der Leibniz-Wissenschafts­
gemeinschaft zu leiten, die nach dem deutschen Philosophen und 
Mathematiker Gottfried Wilhelm Leibniz benannt ist, der im 
17. Jahrhundert gelebt hat. Laut Satzung werden hier „wissen­
schaftliche Fragestellungen von gesamtgesellschaftlicher Bedeu­
tung“ untersucht; ganz nach dem Motto des Namensgebers der 
Gemeinschaft „Theoria cum praxi“ wird hier Wissenschaft zum 
Wohle der Gemeinschaft betrieben. 

Das geschieht nach strengen Vorgaben: „Wer in der Evalua­
tion, die alle sieben Jahre stattfindet, nicht besteht, wird aufge­
löst“, sagt Heiderose Kilper. Das heißt: Immer wieder müssen 
die Teams gute, neue Projekte entwickeln und Drittmittel ein­
werben; immer wieder heißt es, Forschungsergebnisse so aufzu­
bereiten, dass sie Anwendung finden können. Für Kilper bedeu­
tet das neben der Arbeit an eigenen Projekten, der Betreuung 
von Doktoranden und der Lehre an der Brandenburgischen 
Technischen Universität, mit der das IRS kooperiert, jede Men­
ge Management-Aufgaben: „Wer, wenn nicht die Direktorin, 
soll das große Ganze im Blick haben?“, fragt sie – und lässt 
keinen Zweifel daran, dass ihr diese Herausforderung großen 

W
as für eine Idylle – das ist der erste Eindruck, 
den Besucher haben, wenn sie das Leibniz-In­
stitut für Regionalentwicklung und Struktur­
planung (IRS) in Erkner erreichen. In der Kur­

ve einer holprigen Pflasterstraße liegt das Gebäude, inmitten 
kleiner Einfamilienhäuser und umgeben von viel Grün. Doch 
vom Gefühl der Beschaulichkeit bleibt nicht allzu viel, wenn 
man das Institut betritt. Hier herrscht eine sachliche Atmosphä­
re. Das liegt auch an seiner Direktorin: Heiderose Kilper, 59 
Jahre alt, Politikwissenschaftlerin. Sie führt ihr Haus bestimmt 

Spaß macht. Wo andere über allzu viele Aufgaben stöhnen, 
scheint Kilper es zu genießen, auch drei Baustellen gleichzeitig 
zu koordinieren. Dieses Geradlinige, Entschlossene ist nichts, das 
Kilper erst in Erkner lernen musste. Ihre Karriere hat sie von 
jeher entschlossen verfolgt. Nach dem Studium – Politikwissen­
schaft, Geschichte, Germanistik und Pädagogik in Marburg – 
folgte die Promotion. Zur „Frage der Wiedergründung der Ge­
werkschaften nach dem Zweiten Weltkrieg“ schrieb sie damals. 
Das Stipendium der Hans-Böckler-Stiftung half dabei, „aber ich 
hätte das sicher auch ohne diese Unterstützung durchgezogen“, 
sagt sie. Bis heute ist Kilper IG-Metall-Mitglied. Thematisch hat 
sie sich von der Arbeit Anfang der 1980er Jahre inzwischen weit 
entfernt. Nach der Promotion schob sie ein Referendariat im 
Schuldienst ein, weil sie es „selbstverständlich“ fand, ihre Aus­
bildung zum Abschluss zu bringen. „Und es war von Vorteil, eine 
sichere Berufsperspektive zu haben.“ 

Doch es kam ganz anders. Nach sechs Jahren in verschiedenen 
Funktionen in der nordrhein-westfälischen Landesregierung setz­
te Kilper auf das Risiko einer akademischen Karriere. „Mir war 
immer bewusst, dass die Wissenschaft ein höchst unsicheres Be­
rufsfeld ist“, betont sie, „da gibt es keine Karriereplanung. Alles, 
was man tun kann, ist, sich immer wieder um die eigene Quali­
fikation zu kümmern.“ Was folgte, war die übliche Wissenschaft­
ler-Tour: eine Stelle als Privatdozentin an der Ruhr-Universität 
Bochum, eine Vertretung an der Universität Konstanz und 
schließlich der Ruf an die Universität Hannover. Seit 2005 leitet 
sie das IRS in Erkner. 

Hier widmet sie sich der sozialwissenschaftlichen Raumfor­
schung – und ist bemüht, mit gängigen Klischees über Ost­
deutschland abzurechnen. Dass die Diskussion um den demo­
grafischen Wandel meist mit Hilflosigkeit einhergehe und immer 
wieder das Schreckgespenst sozialer Verödung zeichne, hält die 
Politikwissenschaftlerin für „wenig zielführend“. Länder wie 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern seien historisch 
immer schon dünn besiedelt gewesen: „So what?“ Wer darüber 
klage, dass es in den vergangenen 20 Jahren dort Abwanderung 
gegeben habe, verkenne, „dass die Siedlungsstruktur in der DDR 
künstlich hervorgerufen war und die Bevölkerungsströme nach 
dem Interesse der großen Kombinate gelenkt wurden. Dass das 
auf Dauer nicht haltbar sein konnte, ist doch ganz logisch.“ Wie 
es schrumpfenden Regionen und Quartieren dennoch gelingen 
kann, sich für die Zukunft gut aufzustellen, untersucht Kilpers 
Institut in verschiedenen Projekten. In einem werden sogenann­
te „Raumpioniere“ ausfindig gemacht: Menschen, die mit Enga­
gement und Kreativität Netzwerke bilden und so öffentliches 
Leben organisieren. Es nütze nichts, so Kilper, „zu jammern und 
auf den großen Investor von außerhalb zu warten, der 1000 
Arbeitsplätze bringt; es geht darum, das endogene, innere Poten­
zial zu aktivieren“. Denn, da ist sich die Wissenschaftlerin sicher: 
„Da, wo Menschen sind, ist immer auch eine Perspektive.“� ■
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„Veloziferische“ vermögen wir in Marcel Duchamps 
„Fahrrad-Rad“ nicht zu erkennen. Das ist schon 
wie Heimatmuseum. Und wenn Jean Tinguelys 
Maschinen herumzockeln, erinnern wir uns unseres 
ersten Elektromann-Baukastens. Selbst dieses fla­
ckernde Brandenburger Tor, das der Videokünstler 
Nam June Paik aus Monitoren errichtet hat, ist uns 
vertraut wie unsere liebe Küchenkommode. Sollte 
irgendetwas davon zur Warnung vor Beschleuni­
gung geschaffen worden sein, die Zeit hat es schon 
gefressen. Und wenn wir eintauchen in die Dauer­
vorstellung von Kubricks „2001“ und das Raum­
schiff dreht sich zum Wiener Walzer zeitlupenhaft: 
Herrscht hier Entschleunigung, oder ist das nicht 
vielmehr ein grässliches Rasen und Rauchen von 
Menschenkonserven? Wo sind die Mess-Stellen? 
Drinnen und draußen. Steht nicht eine grundlegend 
veränderte Realität hinter unserem Beschleuni­
gungsgejammer, da wir zu wissen glauben, auf eine 
Wand zuzurasen, in eine Katastrophe uns zu kon­
kurrieren, die jede Zeitachse regelrecht zerknüllt? 
Ein bisschen davon können wir in den eingefrore­
nen Bildern durchschwitzter Börsenschlachten des 
niederländischen Videokünstlers Aernout Mik er­
ahnen. Aber kann denn wirklich die Kunst, die mit 
dem globalen Umschlag überschüssigen Kapitals 
spitzenmäßig verflochten ist, sich irgendwie von 
der Rennbahn drücken? 

Draußen vor dem Tor bewegen sich in nicht 
wahrnehmbarer Geschwindigkeit zwei vom New 
Yorker Künstler Jonathan Schipper auf Schienen 
gestellte Autos aufeinander zu, die am Ende kolli­
dieren und sich frontal aneinander hochschieben 
werden. Natürlich kann niemand so lange warten. 
Und es ruft aus uns hinaus: „Jetzt gebt doch endlich 
Stoff!“ So tief brummt es in uns.� ■

Heute schon entschleunigt?
AUSSTELLUNG Das Kunstmuseum der Autostadt Wolfsburg zeigt, wie der Wettbewerb 
unsere Welt immer schneller macht.

Von WILHELM PAULI, Journalist in Berlin

Der alte Herr Geheimrat hat es wieder mal gewusst. 
1778, es war die Zeit, als die Dampfmaschinen los­
rumpelten, schrieb Goethe: „Für das größte Unheil 
unserer Zeit, die nichts reif werden lässt, muss ich 
halten, dass man im nächsten Augenblick den vor­
hergehenden verspeist, den Tag im Tag vertut und 
so immer aus der Hand in den Mund lebt, ohne 
irgend etwas vor sich zu bringen … alles velozife­
risch.“ Veloziferisch, da hat er das lateinische Wort 
für Geschwindigkeit (velocitas) mit dem Luzifer 
zum Kunstwort gebunden. Mit ihm eröffnet das 
Kunstmuseum Wolfsburg die Ausstellung „Die 
Kunst der Entschleunigung“. Wie würde er, der 
gerne auf Rasenbänken ruhte, es heute aushalten? 

Rad, Dampfmaschine, Telefon, Auto, Flugzeug, 
Computer, allen war stets das Versprechen des Zeit­
gewinns zum besseren Leben eingeschrieben. Nie 
hat es geklappt. Warum nicht? Dem prächtigen 
Katalogwerk zur Ausstellung ist ein „Feuilleton-
Teil“ beigeheftet, der ansatzweise zu antworten 
versucht. Der Soziologe Hartmut Rosa: „Tatsäch­
lich ist es die Wettbewerbslogik als solche, welche 
die Beschleunigungsspirale antreibt, auch außer­
halb der Wirtschaft. Wir konkurrieren nicht nur 
um Jobs, sondern auch um Bildungsabschlüsse, 
schönere Körper, Gesundheit, Freude, Lebenspart­
ner, Chancen, Privilegien, Status und Anerkennung 
und so weiter. Stets ist das Verteilungskriterium die 
Leistung, und Leistung definiert als ‚Arbeit durch 
Zeit‘: Beschleunigung ist einer Wettbewerbsgesell­
schaft eingeschrieben.“ Es handelt sich um die 
Systemsubstanz. In der aufkochenden Debatte um 
die Entschleunigung, die schon fest mit dem neuen 
Erwerbszweig „Burn-out“ verkoppelt ist, geht es 
aber wieder darum, die Folgen individuell auszu­
schwitzen. Mit Yoga, mit Therapie, mit Kunst. Wie 
vergeblich das ist, enthüllt sich bei jedem Meter 
Rundgang durch die famosen Exponate. Aber das 

Katalog: DIE KUNST DER 

ENTSCHLEUNIGUNG. Bewe-
gung und Ruhe in der Kunst von 
Caspar David Friedrich bis Ai Wei-
wei. Stuttgart, Hatje Cantz Verlag 
2011. 304 Seiten, 39 Euro

Ausstellung: bis 9. April 2012 
im Kunstmuseum Wolfsburg; 
www.kunstmuseum-wolfsburg.de
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Die Fragen stellte Carmen Molitor.

… Stefan Remeke, Historiker und Autor einer Doppelbiografie 
über Maria Weber und Gerd Muhr

DREI FRAGEN AN …
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Die Angst der Mittelschicht vor 
dem Absturz wird seit einiger Zeit 
von Soziologen, aber auch von 
Journalisten diskutiert. Eine gute 
Ausbildung ist heute kein Garant 
mehr für stabile, planbare Ar­
beits- und Lebensverhältnisse. In 
den Unternehmen weht Hochqua­
lifizierten und Angestellten ein 
zunehmend rauerer Wind um die 
Nasen. Denn ihre Arbeitsplätze 
sind mittlerweile ebenso von Ver­
lagerung bedroht wie Jobs in der 

Produktion. Wie die Beschäftigten diese Zeitenwende verarbeiten, 
ist das Thema der Soziologen Andreas Boes und Tobias Kämpf 
vom ISF München. Zunächst beschreiben die Autoren die tech­
nisch-organisatorischen Voraussetzungen des Offshorings: eine 
stärkere „Standardisierung und Prozessorientierung“ der Unter­
nehmensabläufe, ermöglicht durch die weltweite Vernetzung. Über 
das Internet lassen sich auch anspruchsvolle Aufgaben global ver­
teilt ohne Verzögerungen erledigen. Wie das in der Praxis ablaufen 
kann, schildert die Studie anhand von acht Fallbeispielen aus der 
Software-Entwicklung, der Verwaltung sowie der Forschung.

In allen Beispiel-Unternehmen geht es um die Verlagerung von 
Jobs nach Osteuropa oder Asien. Nur die wenigsten der befrag­
ten Kopfarbeiter zeigen Verständnis für die Pläne ihres Manage­
ments. Viele sorgen sich um ihre Kunden und die Qualität der 
Produkte – mehr aber noch um die eigene Zukunft. Die Bedro­
hung ihres Jobs werten sie als Kultur- und Vertrauensbruch. Ihre 
Leistung werde nicht mehr angemessen gewürdigt, so der Tenor, 
vielmehr müssten sie sich angesichts globaler Konkurrenz per­
manent bewähren. Gewohnte Privilegien fallen weg. Einige 
schrauben daraufhin ihre „Beitragsorientierung“ zurück. In der 
Lesart der Autoren werden sie zu „Arbeitnehmern wider Willen“. 
Zu kollektivem Protest kommt es in zwei Unternehmen, wo Jobs 
in der Entwicklung beziehungsweise der Buchhaltung verlagert 
werden sollten. Hier hat man auch Betriebsräte einbezogen. Ins­
gesamt – so die Studie – verringert sich die Distanz zwischen 
Kopfarbeitern und den Interessenvertreten. Den Betriebsräten 
attestieren die Hochqualifizierten aber nur wenig Durchschlags­
kraft in Zeiten der Globalisierung. Zu den gewerkschaftlichen 
Möglichkeiten in diesem Feld – über Abwehrkämpfe hinaus – 
hätte man gerne mehr gelesen.� ■

Von MATTHIAS HELMER, Journalist in Göttingen

Schnelle Zeiten
Andreas Boes/Tobias Kämpf: GLOBAL VERTEILTE KOPFARBEIT. Off-
shoring und der Wandel der Arbeitsbeziehungen. Reihe: Forschung aus der 
Hans-Böckler-Stiftung, Bd. 129. Berlin, edition sigma  2011. 265 Seiten, 
18,90 Euro

Herr Remeke, warum haben Sie die Lebenswege 

der Gewerkschafter Weber und Muhr in einer 

Biografie verwoben? Ich fand diese Paarung zweier ge-
gensätzlicher Funktionäre im DGB-Bundesvorstand span-
nend: Gerd Muhr als ein sozialdemokratisch geprägter, frei-
gewerkschaftlicher Funktionär harmonierte dabei mühelos 
mit der katholischen Gewerkschafterin und Christdemokra-
tin Maria Weber. Beide verfolgten ähnliche Ziele, waren au-
thentisch und verkörperten eine glaubwürdige Politik. Das 
Engagement der beiden verwob sich mit ihren Lebenserfah-
rungen und ihrer Persönlichkeit zu etwas, das man nur mit 
dem Begriff „Haltung“ treffend beschreiben kann. Beide ste-
hen für einen politischen Typus, den wir heute oft vermissen. 
Maria Weber und Gerd Muhr waren irgendwie anders und 
irgendwie auch anders links.

Inwiefern ist ihr gewerkschaftliches Wirken 

noch aktuell? Ihre gemeinsame Arbeit an der politischen 
Einheitsgewerkschaft ist ein historisches Lehrstück für die 
hochaktuelle Frage, wie eine Gewerkschaft ihre politische 
Unabhängigkeit im heutigen Fünf-Parteien-System organi-
sieren kann, in dem sich die parteipolitischen Exklusivbezie-
hungen nicht mehr auf die SPD fokussieren. 

Ist es als Biograf manchmal schwer, Distanz zu 

den Beschriebenen zu halten? In den Verdacht der 
fehlenden Distanz gerät ein Biograf häufig. Aber wenn man 
nach der kritischen Prüfung einer Vielzahl von Dokumenten 
zu dem Schluss kommt, dass das Buch am Ende eine Hom-
mage geworden ist, finde ich das legitim.
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Wir testen …

http://ec.europa.eu/social/
main.jsp?catId=978&langId=de

Internet

Während in angelsächsischen 
Ländern Bildungspolitik als Teil 
der Sozialpolitik Bedingungen für 
die Sicherung der Lebenschancen 
in der Gesellschaft bereitstellen 
soll, ist sie in Deutschland durch 
ständische Orientierung sowie 
durch eine patriarchalische Ein­
bettung des Bildungswesens in 
die Gesellschaft gekennzeichnet. 
Ergebnis dieser Konstellation ist 
die im internationalen Vergleich 
außerordentlich starke sozialhie­

rarchische Schichtung des Bildungserfolgs. Als Ausweg wird der­
zeit in Deutschland – ähnlich wie anlässlich einer drohenden 

„Bildungskatastrophe“ in den 1960er Jahren – auf das wirtschafts­
politische Paradigma gesetzt: Ausweitung von Bildungschancen 
zur Versorgung der Wirtschaft mit qualifizierten Arbeitskräften.

Der Sammelband dokumentiert Ergebnisse einer Tagung des 
von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten Promotionskollegs 
an der Universität Tübingen: die international vergleichende 
Untersuchung von Bildung und Bildungspolitik im Kontext unter- 
schiedlicher Typen des modernen Wohlfahrtsstaates und neuer 
Steuerungs- und Governance-Strukturen. Stichworte sind: der 
Wandel des Verständnisses von Staatlichkeit, neue transnationa­
le Akteursformationen, neue Steuerungsformen und Ersetzung 
institutioneller Gestaltungsmacht im Bildungssystem durch Dis­
kurse.

Beiträge des Bandes fragen nach der möglichen Rolle der be­
ruflichen Schulen für die Milderung der sozial exklusiven Wir­
kungen des deutschen Berufsbildungssystems, untersuchen am 
Beispiel des Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR) das Her­
aufkommen neuer Steuerungsweisen und beleuchten neue Gover­
nance-Formen der Hochschulen zwischen Selbstverwaltungs- und 
Managementmodell als Ausdruck des Wandels von Staatlichkeit.

Gewiss ein stark durch theoretische Überlegungen gekenn­
zeichnetes Buch, das aber Aufmerksamkeit verdient in einer Zeit, 
in der nach staatlicher Regulierung gerufen wird, ohne zugleich 
die Grenzen dieses Steuerungstyps zu reflektieren. Auch könnten 
Überlegungen zum Wandel von Governance-Formen Anregung 
für das von der Stiftung entwickelte Hochschul-Leitbild sein.�■

Von WINFRIED HEIDEMANN, 
Leiter des Referats Qualifikation in der Hans-Böckler-Stiftung

Eine neue Sicht der Dinge
Josef Schmid/Karin Amos/Josef Schrader/Ansgar Thiel: WELTEN DER 

BILDUNG? Vergleichende Analysen von Bildungspolitik und Bildungssys-
temen. Baden-Baden, Nomos Verlagsgesellschaft 2011. 49 Euro

Jüngst hat die Generaldirektion Beschäftigung der EU-Kom-
mission eine „Datenbank zu transnationalen Betriebsver
einbarungen“ ins Netz gestellt, die man besser über die Goog-
le-Suche findet, statt die URL einzugeben. Sie enthält derzeit 
215 Abkommen aus 138 grenzüberschreitend tätigen Firmen. 
Die Datenbank steht im Zusammenhang mit einem von Brüs-
sel geplanten optionalen Rechtsrahmen für transnationale Kol-
lektivvereinbarungen, dessen Umsetzung aber ungewiss ist.

Die Datenbank wurde im Rahmen des EU-Programms für 
Beschäftigung und soziale Solidarität – PROGRESS (2007–
2013) – entwickelt. Einbezogen waren unter anderem das 
EGI sowie die europäischen Industrieverbände. Die Daten-
bank enthält detaillierte Informationen über das jeweilige 
Unternehmen und ihre Vereinbarungen. Es wurden nur Tex-
te aufgenommen, bei denen mindestens eine Partei die Er-
laubnis zur Veröffentlichung erteilt hat. So fehlen einige Do-
kumente, etwa ein Teil der bei Ford oder GM abgeschlossenen 
Abkommen. Die Datenbank verfügt über eine einfache und 
eine erweiterte Suche. Weitere Erläuterungen zu den Such-
kriterien, insbesondere zu den Haupt- und Unterthemen, 
findet man im Glossar. Extra Suchmasken gibt es für folgen-
de Merkmale: Unternehmen, Sitz des Unternehmens, Sektor, 
Art des Textes (etwa Charta oder Rahmenvereinbarung) so-
wie Hauptthema – von Chancengleichheit bis Umstrukturie-
rung. So ist eine schnelle Recherche möglich. Großes Lob den 
Entwicklern für die geleistete Fleißarbeit!

Fazit: Ein hilfreiches Tool für Praktiker und Arbeitsforscher!
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Da liegen sie, die Schädel, kunst­
fertig mit dem Schwert vom Leib 
getrennt: einer vom durchschnitt­
lich betrügerischen Banker, einer 
vom Hedgefonds-Manager, einer 
vom Geldeintreiber und einer 
vom Ratingmann, der tags zuvor 
im Fernsehen noch verkündet 
hat, Gesellschaft sei eine Erfin­
dung linker Weicheier. Es gäbe 
nur Interessen. Und an den Torsi 
haftet immer ein rätselhaftes 
Blatt mit einem großen „D“ da­
rauf. Kein Bekennerschreiben. 
Da ein Schwert im modernen 

Griechenland eine eher unübliche Mordwaffe ist, stürzen sich 
sofort die Terrorismus-Experten auf den Fall. Islamisten müssen 
her. Mindestens Ausländer. Kommissar Kostas Charitos wird 
ausgebootet und verfolgt doch hartnäckig eine andere Spur. Wäh­
rend er und seine Leute nicht aus den Kleidern kommen, bricht 
ihnen der Traum vom Bauernhäuschen nach früher Pensionierung 
unter den Füßen weg. Zusätzliche Monatsgehälter, mit denen sie 
die Ausbildung ihrer Kinder sicherten, verflüchtigen sich. Ur­
laubsgeld ade! Das Traurigste aber ist die Rentenkürzung. Es ist 
ein Toben und Klagen im Land. 

Der sechste „Fall für Kostas Charitos“ von Petros Markaris 
ist kein hart geschnittener Krimi amerikanischer Schule, führt 
uns aber direkt in die griechischen Wirren unserer Tage. Der 
Kommissar und seine Leute stehen unter Druck. „Arrogante 
Europäer“ drohen, ihnen nach der Troika aus EZB, IWF und 
Europäischer Kommission noch eine Instanz zur Überwachung 
der Ermittlungen überzuziehen. Es darf ja nichts verraten werden, 
aber eine Andeutung sei gestattet: Das große „D“ an den Rest­
leibern steht für „Doping“, und ein kluges Dopingopfer aus der 
Leichtathletik, auf dem Feldzug für ein bisserl Gerechtigkeit, 
spricht aus dem Rollstuhl, dass von Kapital im klassischen Sinne 
bei den Geldvermehrungswundern keine Rede sein kann, sondern 
von Gelddoping und Dopinggeld gesprochen werden müsste und 
von Dopingopfern, wenn die Angefixten kollabieren.

Ein prima Running Gag in „Faule Kredite“ ist übrigens der 
Verkehr in Athen, der Kostas Charitos immer wieder zu bizarren 
Umwegen zwingt. Aber wenn die Gewerkschaft zur Demo ruft, 
dann „geht gar nichts mehr“.� ■

Von WILHELM PAULI, Journalist in Berlin

Griechen-Krimi
Petros Markaris: FAULE KREDITE. Ein Fall für Kostas Charitos. Zürich,  
Diogenes Verlag 2011. 397 Seiten, 22,90 Euro

buchtipps

Veröffentlichungen mit abgedruckter Bestell-Nr. sind nicht  
im Buchhandel erhältlich, sondern ausschließlich über 
www.boeckler.de oder mit Angabe der Bestell-Nr. bei: 
Setzkasten GmbH, Düsseldorf, Telefon: 0211/408 00 90-0, 
Fax: 0211/408 00 90-40, mail@setzkasten.de

Managergehälter Untersucht wird 
die Entwicklung der Vorstandsgehälter 
in den DAX-Unternehmen seit der Ge-
setzesreform von 2009.

Kriterien für die Vorstandsvergü-

tung in deutschen Unternehmen nach 

Einführung des Gesetzes zur Ange-

messenheit der Vorstandsvergütung. 
Von Peter Wilke u.a. Arbeitspapier der Hans-
Böckler-Stiftung Nr. 239. Bestellnummer 
11239, 25 Euro

Tarifpolitik Der Band zeichnet am 
Beispiel der Kommunen die Reform im 
Tarifwesen des öffentlichen Dienstes 
nach und zeigt Folgen auf.

Der Konflikt um die Tarifreform des 

öffentlichen Dienstes. Verhandlungspro-
zesse und Umsetzungspraxis. Von Werner 
Schmidt u.a. edition sigma, Modernisierung 
des öffentlichen Sektors, Sonderband 38. 
21,90 Euro

Leiharbeit Betriebsräte erfahren, wie 
sie auch die Leiharbeiter im Unterneh-
men beim Arbeitsschutz einbeziehen 
können.

Leiharbeit und Arbeitsschutz – eine 

Handlungshilfe für Interessenver-

tretungen in Entleihbetrieben. Von 
Axel Herbst. Arbeitspapier der Hans-Böckler-
Stiftung Nr. 232. Bestellnummer 11232, 12 
Euro

Gesundheit Vier Beispiele zeigen, 
wie das betriebliche Eingliederungsma-
nagement umgesetzt werden kann und 
wo dabei Probleme auftreten.

Betriebliches Eingliederungsmanage-

ment in GroSSbetrieben. Von Marianne 
Giesert und Adelheid Weßling. Schriftenreihe 
der Hans-Böckler-Stiftung, Betriebs- und 
Dientsvereinbarungen, Frankfurt am Main, 
Bund-Verlag. 12,90 Euro
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Da liegt er nun, der alte König. Das monumentale Rei­
terstandbild Friedrichs des Großen, das einst „Unter den Linden“ in Berlins 
Mitte thronte, liegt unbeachtet, verbeult und zerlegt hinter einem Bretterverschlag 
in einem Park bei Sanssouci. Die junge DDR, in deren Hauptstadt das Denkmal 
des Bildhauers Christian Daniel Rauch den Krieg überstanden hat, lässt den 

„Alten Fritz“ 1950 entsorgen. Der Abbau des 1851 errichteten Denkmals ist eine 
Reaktion auf die lange geschichtspolitische Indienstnahme Friedrichs: Die Nati­
onalsozialisten verunglimpfen ihn als einen der Ihren (Hermann Göring spricht 
allen Ernstes vom ersten „Nationalsozialisten auf dem preußischen Thron“), zu 
Weimarer Zeiten erheben ihn rechte Republikfeinde zur antidemokratischen Ga­
lionsfigur. Aber es gibt Verteidiger: Carl von Ossietzky erinnert daran, dass der 
Regent sich nie als Deutscher gefühlt habe. „Respektiert seinen Schlaf“, ruft er 
den Rechten zu, „und bemüht ihn nicht zu einem Werk, das er verachtet hätte.“ 

Jeder macht sich sein eigenes Bild vom König. Feiern die einen den Aufklärer, 
wettern die anderen gegen den Kriegstreiber. Als seinem Reiterstandbild 1961 die 
Verschrottung droht, gelingt es Kulturminister Hans Bentzien, die Vernichtung 
zu verhindern. Ein Deal, über den er später im Interview berichtet: „Der König 
kam auf den Tieflader, Eberhard Bartke [ein Abteilungsleiter] saß im Fahrerhaus, 
die weißen Mäuse [Verkehrspolizisten] sicherten ab. Dann fuhren sie dort in 
Potsdam in einer regnerischen Nacht einmal ums Karree und luden die Pracht 
an anderer Stelle im Park wieder ab.“ 1962 ist der Spuk vorbei. Das Reiterstand­
bild steht noch verschämt, aber wieder aufgebaut im Park von Schloss Charlot­
tenhof. Ab Ende der 1970er Jahre entdeckt die DDR das preußische Erbe neu. 
Seit 1980 reitet der rehabilitierte Monarch wieder „Unter den Linden“ – für den 
Sozialismus. Die DDR ging bekanntlich unter, doch Friedrich reitet weiter. Am 
24. Januar dieses Jahres wurde sein 300. Geburtstag gefeiert.� ■

� Tillmann Bendikowski/Medienagentur Geschichte

Rätselfragen

■ �Welche Provinz überfiel Friedrich 1740 und löste 
damit eine Reihe von Kriegen aus?

■ �Die Verbreitung welches Nachtschattengewächses 
hat Friedrich während seiner Regentschaft maß-
geblich propagiert?

■ �Welche königliche Gehhilfe ist auf dem 
Rauch’schen Reiterstandbild zu sehen?

Alle richtigen Einsendungen, die bis zum 28.2.2012 
bei uns eingehen, nehmen an einer Auslosung teil.

Preise

1. Preis: Gutschein der Büchergilde Gutenberg, 
Wert 50 Euro, 2.– 4. Preis: Gutschein der Büchergilde 
Gutenberg, Wert 30 Euro

Schicken Sie UNs diE LÖSUNG

Redaktion Mitbestimmung, 
Hans-Böckler-Straße 39, 40476 Düsseldorf 
E-Mail: redaktion@boeckler.de 
Fax: 0211/77 78-225
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Niederlande – Fritz Schupp – 2018 

Den 1. Preis hat Silke Raab aus Berlin gewonnen.  
Je einen Gutschein im Wert von 30 Euro erhalten 
Nadine Rodich aus Fürth, Ulrich Bennewiz aus 
Maintal und Inge Kalhammer aus Ziegelberg.

Auflösung der Rätselfragen 12/2011
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berichten sollten? Etwas, das richtig gut läuft, oder etwas, über 
das Sie sich ärgern? Vermissen Sie ein Thema im Magazin? Dann 
schreiben Sie uns oder rufen Sie uns an.
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IMPRESSUM

Indische, chinesische und russische Konzerne investieren 
in Europas größter Volkswirtschaft. Die Eigentümer aus 
den BRIC-Staaten kaufen Know-how und wollen am 
deutschen Markt präsent sein. Einem indischen Wind­
energiehersteller gehört die Firma REpower nun ganz, 
von chinesischer Seite gab es 2011 in Deutschland mehr 
Übernahmen als je zuvor. 

Generell hat die Globalisierung der Wirtschaft Aus­
wirkungen auf die Qualität der Mitbestimmung. Denn 
während ferne Konzernzentralen im Ausland die Ent­
scheidungen vorgeben, beklagen hiesige Betriebsräte, 
dass ihre Handlungsspielräume eingeschränkt werden. 
Oder dass die ausländische Zentrale Kurzarbeit und Be­
triebsrenten ablehnt, schlicht weil das Topmanagement 
das System nicht versteht. Außerdem kann vertrauens­
volle Zusammenarbeit mit den Entscheidern schwerlich 
entstehen, wenn die Manager alle zwei Jahre ausge­
wechselt werden. 

Wie aber verhalten sich umgekehrt deutschstämmige 
Konzerne bei ihren Auslandstöchtern – verhindern oder 
akzeptieren sie gewerkschaftliche Aktivitäten? Auch 
dieser Frage gehen wir nach.
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Die gelernte Köchin Melanie 

Burwitz (34) arbeitet seit zehn 
Jahren für verschiedene Leihar-
beitsfirmen. Mit Unterstützung 
der IG Metall klagt sie gegen 
Multi-Rental auf Lohnnachzah-
lung, nachdem der „christliche 
Tarifvertrag“ der Zeitarbeitsagen-
tur im vergangenen Mai vom 
Berliner Arbeitsgericht für ungül-
tig erklärt worden ist.

Text: 
Annette Jensen

Foto:
Peter Bennett

Unterwegs in Berlin „Weil ich Leiharbeiterin bin, gibt es kein Foto von mir am Arbeits­
platz. Meistens fahre ich mit der U-Bahn zur Arbeit. Ich werde immer in der Produktion eingesetzt, war 
schon bei Pharmawerken, einem Sicherheitsschlossbetrieb, hab Videokameras und Sauerstoffmasken 
produziert. Im Moment kontrollier ich bei einem kleinen Familienunternehmen Skalpelle auf Fehler und 
pack sie ein. Die Arbeit ist monoton und anstrengend für die Augen. 

Wenn es Lücken zwischen den Einsätzen gibt, muss ich entweder unbezahlten Urlaub nehmen oder 
meinen Jahresurlaub. Trotzdem hat eine Entleihfirma mal verlangt, dass ich mein Handy immer bei mir 
trage, damit sie mich jederzeit zu einem neuen Einsatz schicken können. Auch beim Abbummeln von 
Überstunden ist man immer auf Abruf. 

Die Festangestellten gehen inzwischen meistens nett mit uns um. Vor Jahren war das noch anders. 
Damals war Leiharbeit ja sehr verpönt. Da hab ich manchmal an den Kopf geknallt gekriegt, dass ich 
doch froh sein soll, überhaupt einen Job zu haben. So was macht mich wütend, wenn die ihre 1400 oder 
1700 in der Tasche haben und ich nur läppische 750 oder 800 Euro. Oder einer, der bis vor zehn Jahren 
selbst Leiharbeiter war, hat mal gesagt: Jeder hat doch eine Chance. Aber das stimmt nicht. Heute ist 
eine Festanstellung wie ein Sechser im Lotto. Dadurch, dass die Gesetze geändert wurden und ein Leih­
arbeiter sein Leben lang in einer einzigen Entleihfirma arbeiten kann, wird man nie fest angestellt. In 
dem Betrieb, wo ich grad bin, gibt es eine, die ist schon drei Jahre da. Das ist von der Tätigkeit her wie 
eine Festanstellung – nur für den halben Lohn. Ich finde, dass Leiharbeit verboten werden müsste; aber 
das ist natürlich ein großer Traum. 

In größeren Firmen hab ich schon öfters gesagt: ‚Leute, kommt doch mit!‘, wenn irgendwas war. 
Allein ist man ja immer angreifbar. Aber die meisten Leiharbeiter haben Schiss, den Job zu verlieren, 
auch wenn sie da nur sechs oder sieben Euro verdienen. In einer Schlosserfirma hatte ich mal einen Streit 
und bin deswegen zum Betriebsrat gegangen. Die Firma hat mich dann gleich rausgesetzt: Die wollten 
keine Leute, die den Mund aufmachen. Kurz danach hat mich auch Manpower gekündigt.“� ■
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Der »Kittner« ist Gold wert.

  Ganz nah dran.   www.der-kittner.de

Zu beziehen über den gut sortierten Fachbuchhandel oder direkt beim Verlag unter: kontakt@bund-verlag.de

Postfach
60424 Frankfurt am Main

Infotelefon:
0 69 / 79 50 10-20

Fax:
0 69 / 79 50 10-11

Internet: 
www.bund-verlag.de

E-Mail: 
kontakt@bund-verlag.de

Der neue »Kittner« ist Gold wert. Seine Erfolgsformel 
lautet: Gesetze plus Information. Diese Kombination 
macht die jährlich neu aufgelegte »Arbeits- und Sozial-
ordnung« so wertvoll. Über 100 für die Betriebspraxis 
wichtige Gesetze und Verordnungen (auch in Auszügen) 
bilden die solide Grundlage des »Kittner«. Viele davon 
sind neu oder aktualisiert und berücksichtigen die 
Gesetzes änderungen der vergangenen Monate. 
Das »Plus« des »Kittner«:
 
•  Eine verständliche Einführung ins Arbeits- und 

Sozialrecht: 
Sie gibt von Anfang an den richtigen Überblick

•  Kompakte Einleitungen zu allen Gesetzen. Mit 
Fakten und Hintergründen: Warum gibt es dieses 
Gesetz? Was regelt es? Welche Bedeutung hat es für 
die Mitbestimmung?

•  Über 80 Checklisten und Grafiken: Sie sorgen für 
Klarheit und veranschaulichen Zusammenhänge

•  Wichtige Rechtsprechung: Übersichten zeigen die 
aktuellen höchst richterlichen Entscheidungen auf 
einen Blick. Mit  Verweis auf ausführliche Fundstellen

•  Online-Zugriff auf die Volltexte: über 
1.000 höchstrichterliche Entscheidungen auf 
www.der-kittner.de

•  Aktueller Info-Dienst: Neue Urteile und Gesetzes-
änderungen zum Arbeits- und Sozialrecht auf 
www.der-kittner.de

Fazit: Der »Kittner« ist unerlässlich für alle, die 
über das gesamte Arbeits- und Sozialrecht auf 
aktuellem Stand informiert sein wollen. 

Michael Kittner
Arbeits- und Sozialordnung 2012
Gesetzestexte · Einleitungen · Anwendungshilfen
37., aktualisierte Auflage
2012. 1.768 Seiten, kartoniert
Einzelbezug: € 26,90
ISBN 978-3-7663-6144-8
Fortsetzungsbezug (erscheint jährlich) 
ISBN 978-3-7663-7777-3
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»Ohne den ›Kittner‹ kommt 

keine Verwaltungsstelle, 

kein Betriebsrat, kein/e 

Vertrauensmann/frau, keine JAV 

aus. Und das spricht für sich.« 

Berthold Huber,
Erster Vorsitzender der IG Metall

Ihr Anspruch:
»Jedes Betriebsrats-
mitglied hat ein Recht 
auf sein eigenes Exemplar 
in der neuesten Auflage.«

(LAG Schleswig-Holstein 
v. 11.4.1995 – 1 TaBV 4/95, 
bestätigt durch BAG 
v. 24.1.1996 - 7 ABR 22/95)
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Postfach
60424 Frankfurt am Main

Infotelefon:
0 69 / 79 50 10-20

Fax:
0 69 / 79 50 10-11

Internet: 
www.bund-verlag.de

E-Mail: 
kontakt@bund-verlag.deZu beziehen über den gut sortierten Fachbuchhandel oder direkt beim Verlag unter: kontakt@bund-verlag.de

Ganz nah dran. Bund-Verlag

Däubler / Kittner / Klebe / Wedde (Hrsg.)
BetrVG – Betriebsverfassungsgesetz 
mit Wahlordnung und EBR-Gesetz
Kommentar für die Praxis
13., überarbeitete Auflage 
2012. 2.806 Seiten, gebunden
Subskriptionspreis bis 30. April 2012: € 89,– 
Danach: € 98,–
ISBN 978-3-7663-6145-5

Der Kommentar hat ein neues Gesicht bekommen. Die 
Erläuterungen sind komplett überarbeitet, benutzer-
freundlich komprimiert und mit neuen Randnummern 
versehen worden. Die zahlreichen Nachweise sind nun 
in Fußnoten dargestellt. Durch das neue Layout wird 
die Arbeit mit dem Kommentar nochmals deutlich 
komfortabler.

Inhaltlich kommentieren die Autoren die gesamte 
Rechtsprechung zum Betriebsverfassungsrecht. 
Dort, wo die Rechtsprechung Lücken lässt, entwickeln 
sie eigenständige und innovative Lösungen. Die 
13. Auf lage verarbeitet die neueste Entwicklung von 
Gesetzgebung und Rechtsprechung bis einschließlich 
Oktober 2011. Im Blickpunkt stehen folgende Themen:

•  Neues EBR-Gesetz mit zahlreichen Praxisfragen
•  Zugang zu E-Mail und Internet für jedes 

Betriebsratsmitglied
•  Gewerkschaftsrechte, insbesondere Mitgliederwer-

bung und Zugangsrechte
•  Ausgestaltung von Betriebsversammlungen
•  Einstweilige Verfügung gegen Betriebsratswahlen
•  Aktives und passives Wahlrecht von L

eiharbeitnehmern
•  Mitbestimmung bei Ein- und Umgruppierung nach 

ERA-Tarifvertrag
•  Stopp einer geplanten Betriebsänderung durch 

einstweilige Verfügung
•  Mitbestimmungsrechte und Datenschutz bei 

Cloud-Computing
•  Gesetzliche Neuregelungen infolge der Finanz- und 

Wirtschaftskrise

Neu aufgestellt

Ihr Anspruch: »Jedem Betriebsrat steht nach 
§ 40 Abs. 2 BetrVG ein Kommentar zum BetrVG 
in der neuesten Auflage als unentbehrliches 
Arbeitsmittel zu.«
(BAG vom 26.10.1994, NZA 1995, S. 386)

Die Herausgeber:
Dr. Wolfgang Däubler, Professor 
für Deutsches und Europäisches 
Arbeitsrecht, Bürgerliches und 
Wirtschaftsrecht an der Universität 
Bremen, Berater von Euro päischen 
Betriebsräten

Dr. Michael Kittner, em. Professor 
für Wirtschafts-, Arbeits- und 
Sozialrecht an der Universität 
Kassel, langjähriger Justitiar der 
IG Metall

Dr. Thomas Klebe, Justitiar der 
IG Metall

Dr. Peter Wedde, Direktor der 
Europäischen Akademie der Arbeit 
und Professor für Arbeitsrecht und 
Recht der Informations gesellschaft 
in Frankfurt/M.

MIT0212XXX_EAZ_6145_1-1_U2_4c.indd   1 24.01.12   13:36



fig. 1 fig. 2 fig. 3

Jahrhundertprojekt Energiewende
Hallo Wind, Tschüß Atom! 

Das neue Böckler-Buch
aus der Tarifforschung 

Nicht zum 
   alten Eisen!

Band 138 – Forschungen aus der Hans-Böckler-Stiftung

Die Praxis des Demographie-Tarifvertrags 
in der Eisen- und Stahlindustrie

 Jetzt im Buchhandel 

Olaf Katenkamp/Helmut Martens/Arno Georg/ 
Gerhard Naegele/Mirko Sporket:

Nicht zum alten Eisen!
Die Praxis des Demographie-Tarifvertrags  

in der Eisen- und Stahlindustrie
Berlin, edition sigma 2012. 230 Seiten, 
ISBN: 978-3-8360-8738-4, 16,90 EUR

Alle sprechen vom demographischen Wandel, aber wie lässt er sich 
gestalten? Eine Antwort gibt der bundesweit erste Tarifvertrag zu dem 

Thema. Wie sich die Erfahrungen der Betriebsräte und Personaler  
aus der Eisen- und Stahlindustrie auch für andere Branchen nutzen  
lassen, zeigt die Studie der Technischen Universität Dortmund und  

des Max-Planck-Instituts für demographische Forschung.
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